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Das Erbrecht Japans, 


insbesondere 


Kritik des Intestaterbrechtes der Codiflcation 
vom Jahre 1890. 


Einleitung. 

Das Recht ist ein Reflex der Gesellschaftsverhältnisse. 

Jedes Recht trägt das Gepräge der allgemeinen poli- 
tischen und socialen Verhältnisse jenes Gemeinwesens an 
sich, aus welchem es hervorgegangen ist. Daher ist die 
Erkenntnis der politischen und socialen Grundlage, auf 
welcher das Gemeinwesen beruht, eine unumgängliche Vor- 
aussetzung für das richtige Verständnis des Rechtes. — 
Insbesondere gilt dies von dem Familien-Erbrecht, da ja 
die Structur des Staates und die Kulturentwickelung haupt- 
sächlich von dem Character der Familie und der Erbfolge- 
verhältnisse abhängen. 

Bevor ich daher auf mein eigentliches Thema „das Japa- 
nische Erbrecht‘ eingehe, muss ich eine kurze Darstellung 
der allgemeinen auf die Familie und das sociale Leben be- 
züglichen Verhältnisse und Gewohnheiten in Japan bis zur 
jüngsten Vergangenheit vorausschicken, zumal der jetzige 
Rechtszustand und insbesondere das Erbrecht zum grössten 
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Theil auf den Gewohnheiten beruht, welche bis vor 23 Jahren 
geltend waren. 

Wie bekannt, gründete sich die Verfassung Japans bis 
zu dieser Zeit auf eine Art Feudalsystem (wenn man dieses 
specifisch europäische Rechtsinstitut auf unsere doch ver- 
schiedenen Verhältnisse anwenden will). 

Das ganze Land wurde von etwa 300 Territorialfürsten, 
den sogenannten Daimios, beherrscht, die ihre Gewalt 
theils unmittelbar von dem Kaiser, zum grössten Theile 
aber von seinem mächtigen Hausmeier, dem sogenannten 
Schogun aus der Familie Tokugawa als Lehen besassen. 
Die unter dem Daimio stehende Bevölkerung zerfiel in 
4 Klassen, nämlich: 1) Kriegerstand-Samurai, 2) Bauern- 
stand-Hiakusho, 3) Handwerkerstand-Daiku, 4) Handels- 
stand-Chionin. (Shi, No, Ko, Shio.) 

Von diesen 4 Ständen besass der erste eine die anderen 
weitaus überragende Bedeutung. Als Vasallen der Daimios 
und Schoguns bildeten die Krieger den in mehrfacher Be- 
ziehung privilegirten Lehensadel, mit dessen Mitgliedern 
alle politischen Aemter besetzt wurden, aus deren Reihen 
sich ausschliesslich das Heer recrutirte, daher für das 
öffentliche Leben bloss dieser Stand als einzig ausschlag- 
gebender Factor in Betracht kam, dem die anderen Stände 
politisch bedeutungslos als misera contribuens plebs gegen- 
überstanden. 

Eine nähere Ausführung unserer staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse muss ich, da eine solche nicht streng zu 
meinem Thema gehört, einer von einer anderen Feder aus- 
zuführenden Specialuntersuchung überlassen. 

Auf die Justiz übergehend bemerke ich, dass die im 
politischen Leben so bedeutungsvolle Standesverschieden- 
heit auch darin zum Ausdruck kam, dass für viele Rechts- 
gobiete der Kriegerstand ein besonderes, von dem der 
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übrigen Stände verschiedenes Recht besass, was besonders 
von der Strafjustiz gilt. — Auch die in Japan geltenden 
privatrechtlichen Satzungen sind hauptsächlich aus den 
Gewohnheiten des Kriegerstandes entsprungen und in erster 
Linie für die Interessen dieses Standes bestimmt, sie haben 
jedoch mit mehr oder weniger Modificationen auch in den 
übrigen Ständen Geltung erlangt. 

Die folgende Darstellung über das Japanische Erb- 
recht im Allgemeinen hat daher hauptsächlich die im 
Kriegerstande geltenden Satzungen und Gewohnheiten zur 
Grundlage. 


Unsere gesammte Rechts- und sociale Ordnung beruht 
auf einer einheitlichen geistigen Grundlage. Achnlich, 
wie die Rechts- und sittliche Ordnung dcs mittelalterlichen 
und modernen Europas im Allgemeinen der Ausdruck der 
christlichen Weltanschauung ist, basirte die Japanische 
Rechts- und Gesellschaftsordnung auf den Ideen eines 
Mannes, der zwar nicht als Stifter einer eigenen Religion, 
wohl aber als Begründer eines moralphilosophischen Systems 
für ganz Ostasien von epochemachender Bedeutung ge- 
worden ist — nämlich Confucius. 


Seit dem Mittelalter wurde die moralphilosophische 
Doctrin des Confucius für unser Recht und unsere Gesell- 
schaftsordnung von einzig ausschlaggebender Bedeutung. 


Der Einfluss der Ideen des Confucius übersteigt bei 
Weitem den der einheimischen buddhistischen Religionslehren. 


Die Gestaltung des Verhältnisses zwischen Herrscher 
und Unterthan, zwischen Eltern und Kind, das Freund- 
schaftsverbältniss zwischen einzelnen Individuen u. a. m. 
beruht wesentlich auf den Lehren des Confucius, wogegen 
das bei uns herrschende Religionssystem, der Buddhismus, 
nur für das rein religiöse Gebiet seine Wirksamkeit äusserte, 
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während es für die weltlichen Verhältnisse, für die Ge- 
staltung des Rechtslebens bei uns ohne jede Bedeutung blieb. 


Der Hauptcharacterzug des Confucianismus ist mit 
einem Wort als Familienprincip zu bezeichnen. Seine 
sämmtlichen, auf die gehörige Lebensführung bezüglichen 
Maximen dienen dem einen Gedanken, die Familie als 
feste Einheit zusammenzuhalten, innerhalb derselben Ord- 
nung und Frieden zu sichern, um so auch dem Staate 
Frieden und Ordnung zu erhalten. Von diesem Gedanken 
ausgehend, zeigt er dem Menschen zwei Leitsterne, denen 
er bei allen seinen Handlungen folgen muss, nämlich die 
Pietät und Loyalität (Chiu-Ko = Loyalität und Pietät). 


Die zahllosen, selbst die unbedeutendsten Lebensver- 
hältnisse ergreifenden Maximen seiner Werke lassen sich 
auf diese beiden Gedanken zurückführen. Insbesondere 
die von ihm vorgeschriebene Treue im ehelichen Leben, 
die Achtung vor dem älteren Bruder, die Ehrlichkeit gegen 
den Nebenmenschen, endlich auch die Unterthanentreue 
sind aus dem Begriffe der Pietät abgeleitete Ideen. Wie 
die Erfüllung dieser Pflichten eine Bürgschaft ist für die 
Erhaltung von Frieden und Ordnung in der Familie, so 
ist auch der Bestand von Frieden und Ordnung im Staate 
von dem Vorhandensein jener Voraussetzungen abhängig, 
da ja der Staat selbst die Verbindung der in ihm existi- 
renden Familien zu einer Einheit ist, respective selbst als 
die Familie in ihrer höchsten Potenz angesehen werden 
kann. — „Dem Frieden im Staate muss der Friede der 
Familie vorangehen“, so lautet ein Spruch des Confucius. 
(Je osamarite nozi kuni osamaru.) 


Bezeichnend für die Auffassung, welche bei Confucius 
hinsichtlich der für die menschlichen Handlungen geltenden 
Normen herrscht, ist der Umstand, dass seine Lehre 
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wesentlich nur ein System von Pflichten ist, neben welchen 
für den Begriff des subjectiven Rechtes kein Platz ist. 

Ueberhaupt fehlt dem Orient ein selbständiger Begriff 
des Rechtes, ein Beweis, dass die Trennung der Begriffe 
von Recht und Moral noch nicht genügend durchgeführt 
ist, obgleich staatsrechtliches Theoretisiren im Orient zu 
ziemlicher Entwickelung gelangt ist. — Selbst einen sprach- 
lichen Terminus für den Begriff des Rechtes sucht man in 
der reich entwickelten Sprache und in den zahllosen 
Werken des Confucius vergebens. Man kann daher sagen, 
dass die Satzungen des Confucius bloss das negative 
Moment des Rechtsbegriffies betonen, woraus man den 
Umstand erklärt, dass die asiatischen Verhältnisse so lange 
einen Fortschritt in der Richtung moderner Cultur ver- 
"missen lassen. 

Alles menschliche Handeln zielt auf die Erfüllung der 
obliegenden Pflichten ab, während die Inanspruchnahme 
einer Willensmacht, d. h. eines subjectiven Rechtes, als 
Pflichtwidrigkeit und somit als unerlaubt erscheint. Aller- 
dings erscheint diese Anschauung dem modernen europäi- 
schen Bewusstsein fremdartig, vom Standpuncte der orienta- 
lischen Verhältnisse der Vergangenheit jedoch kann ihre 
Zweckmässigkeit wohl kaum in Abrede gestellt werden. 


I. Capitel. 


Aelteres Familien- und Erbrecht. 


$ 1. Allgemeines. 


Wie erwähnt, hat die Lehre des Confucius seit Beginn 
des Mittelalters bei uns in Japan fast ausschliessliche 
Geltung erlangt; alle unsere Anschauungen über Sitte und 
Recht tragen das Gepräge der Confucius’schen Ideen, und 
so sind auch die bei uns geltenden socialen Rechtsgewohn- 
heiten wesentlich von der Lehre des Confucius beeinflusst. 

So war denn in Japan bis in die jüngste Vergangen- 
heit (zum Theile noch jetzt) das Grundelement der Gesell- 
schaft, beziehungsweise des Staates, die Familie, als Ein- 
heit aufgefasst, wie im alten Rom, in Indien, China und 
überbaupt im Orient, im Gegensatze zu dem modernen 
europäischen Staate, welcher von dem Begriffe der Familie 
zum Individuum vorgedrungen ist und von diesem geinen 
wesentlichen Character erhalten hat. Dieses Familien- 
princip ist bei uns ganz besonders scharf ausgeprägt. 
Schon unseresprachliche Bezeichnung des Staates — Kokka — 
characterisirt denselben als Familienverband (Kok = be- 
grenztes Land, Territorium, Ka = Familie), während die 
europäische Doctrin bei ihrer Definition des Staates mehr 
den Zusammenhang der Bevölkerungsindividuen mit dem 
Territorium hervorhebt. Aus der besonderen Hervorhebung 


13 


der Einheit der japanischen Familie folgt mit Nothwendig- 
keit die besondere Stellung und hervorragende Bedeutung, 
welche in derselben der väterlichen Gewalt, der patria 
potestas zukommt. 


$ 2. Väterliche Gewalt. 


Da die Familie nach aussen hin trotz der Mehrzahl 
ihrer Mitglieder als eine Gesammtheit und Einheit erscheint, 
so concentriren sich naturgemäss alle Rechtsverhältnisse, 
welche die Familie betreffen, in einer Person, welche ihre 
Spitze ist, nämlich in dem Hausherrn, dessen Stellung 
eheinals sehr viele Aehnlichkeit mit der des pater familias 
im alten Rom zeigt. 

Er ist in jeder Hinsicht Repräsentant der Familie, 
für jede rechtswidrige Handlung der Familienglieder ist er 
persönlich verantwortlich, wie anderseits eine gegen ihn 
verhängte Strafe die ganze Familie trifft, daher zum Bei- 
spiel die gegen den Hausherrn ausgesprochene Verbannung 
auch die der ganzen Familie nach sich zieht. Als Kehr- 
seite dieser nach aussen hin so exponirten, verantwortungs- 
vollen Stellung des Hausvaters und zugleich als eine durch 
die Pietät bedingte Erscheinung finden wir eine geradezu 
souveraine Machtfülle des Hausherrn nach innen gegen- 
über sämmtlichen Mitgliedern seiner Familie. 

Der Hausherr hat eine unbeschränkte Verfügungs- 
gewalt über die in seiner Gewalt befindlichen Mitglieder in 
dem gesammten Umfange des Rechtes, insbesondere das 
Jus vitae necisque. Die Familienmitglieder haben da- 
gegen ihm gegenüber nur die Pflicht des Gehorsams und 
der Achtung; von einem Anspruch der Kinder gegen den 
Vater ist keine Rede. 

Der Ungehorsam des Kindes gegen die Eltern, be- 
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sonders gegen den Vater wird, wenn er sich als Pietäts- 
losigkeit darstellt, vom Staate bestraft und giebt dem 
Vater das Recht, es als pietätslos zu erklären und durch 
den sog. „Kando“, d. h. die Ausstossung, das natürliche 
Band zwischen Kind und Eltern aufzulösen, was zur Folge 
hat, dass das Kind den Wohnort der Eltern verlassen muss. 

Dem Vater ist ferner durch das Reichsgesetz eine 
ausgedehnte Strafgewalt über seine Kinder delegirt (100 Ge- 
setze des Jyeyasu. Art. 49. 65. 71.) 

Die unter der väterlichen Gewalt Stehenden werden 
von derselben ihr ganzes Leben hindurch nicht befreit, 
ausser durch den Tod des Hausvaters, oder den Verzicht 
desselben auf die väterliche Gewalt. 

Durch Adoption und Verheirathung der Haustochter 
hört die väterliche Gewalt nicht auf, dieselbe geht 
nur auf einen Anderen über. Eine Emancipation im Sinne 
des späteren römischen und modernen Rechtes als Be- 
freiung von der väterlichen Gewalt ist bei uns unbekannt; 
sie kam nur, wie oben erwähnt, ähnlich wie im altrömischen 
Recht, als capitis deminutio zur Strafe und zum Nach- 
theile des pietätlosen Kindes vor. — Ueber den Einfluss 
der patria potestas auf die Vermögensverhältnisse werde 
ich später sprechen. 


$ 38. Ehe. 


Seit längerer Zeit besteht in Japan unter den Ge- 
lehrten ein Streit darüber, ob bei uns Monogamie oder 
Polygamie besteht. 

Nach meiner Ansicht kann es keinem Zweifel unter- 
liegen, dass das erstere der Fall ist. 

Bei uns ist durch Gesetz und Sitte als Ehefrau nur 
eine Frau anerkannt. — Das Reichsgesetz bedroht den 
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Ehegatten, welcher eine zweite Ehe eingeht, bevor er sich 
von der ersten Frau geschieden hat, ferner die Ehefrau, 
welche vor der Scheidung in ein anderes Haus heirathet, 
endlich die Eltern, welche eine verheirathete Frau vor 
Auflösung ihrer Ehe einen anderen Mann heirathen lassen, 
mit schweren Strafen (100 Gesetz Art. 15—17). Wohl ist 
es durch das Gesetz nicht verboten, sich eine sog. Con- 
cubine neben der Ehefrau zu halten, woraus manche, ins- 
besondere ausländische Autoren mit Unrecht auf den Be- 
stand der Polygamie geschlossen haben, doch spricht da- 
gegen zunächst der Umstand, dass das Concubinat keiner 
besonderen Eingehungsform bedarf, daher ein rein factisches 
Verhältnis ist. 

Sodann sind die Concubinen-Kinder mit den ehelichen 
keineswegs gleichberechtigt, vielmehr hinsichtlich ihrer 
persönlichen Stellung, ibrer Familien- und Erbrechte den 
ehelichen nachgestellt; endlich ist das Concubinat eine 
verhältnismässig sehr selten vorkommende Erscheinung 
und begegnet, wenn sie vorkommt in der öffentlichen 
Meinung und dem Sittlichkeitsgefühl entschiedener Miss- 
billigung. 

Confucius verwirft das Concubinat unbedingt. Daraus 
geht, meiner Ansicht nach, mit Evidenz hervor, dass unser 
Ehesystem auf Monogamie beruht. 

Die Ehe hat bei uns keinen sacramentalen Character, 
sie ist Civilehe. 

Sie kommt gewöhnlich zu Stande, durch die Willens- 
übereinstimmung der Eltern der Nupturienten; auf den 
Consens der letzteren kommt es fast gar nicht an und nur 
in den niedrigsten Klassen findet man solche eigenmächtig 
eingegangene Ehen. — Man hat daher den Gegenstand 
noch nicht genügend erfasst, wenn man behauptet, dass 
die Ehe der Kinder nur mit Zustimmung ihrer Eltern zu 
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Stande kommen könne; vielmehr muss man sagen, dass die 
Eltern die Ehe ihrer Kinder, kraft ihrer eigenen Gewalt, 
geradezu selbst schliessen, so dass oft die Nupturienten 
zur Zeit, da sie einander verheirathet werden, von ein- 
ander gar keine Kenntniss haben. 

Sehr characteristisch für die Verbindung, in welcher 
bei uns die Ehe mit väterlicher Gewalt steht, ist die 
juristische Auffassung der Eheschliessung bei uns. — 
Während im modernen Staate die Eheschliessung ein ein- 
heitliches Rechtsgeschäft ist, welches durch zwei einander 
juristisch gleichartige Rechtshaudlungen, nämlich die beider- 
seitigen Consenserklärungen, zu Stande kommt, setzt sich 
bei uns die Eheschliessung aus zwei juristisch verschieden- 
artigen Rechtshandlungen zusammen, aus einer Schenkung, 
indem einerseits der Vater der Braut, resp. der Hausherr, 
dieselbe der Familie des Bräutigams abtritt, gewisser- 
massen schenkt, und aus einer Adoption anderseits, indem 
der Vater des Bräutigams die Braut als Frau des Sohnes 
und mittelbar als seine Tochter adoptirt. Diese Auffassung 
findet sogar in unserer sprachlichen Bezeichnung der Ehe- 
schliessung ihren Ausdruck (Kasuru, Kassizukasu = Schen- 
kung der Frau, Metoru = Annahme des Mädchens als 
Frau, Adoption. Durch die Eheschliessung kommt die 
Frau aus der Gewalt des bisherigen pater famtlias in die 
ihres Gatten, resp. dessen Vaters. 

Ganz unrichtig ist die Ansicht mehrerer Autoren, 
namentlich Gans (Erbrecht in weltgeschichtlicher Ent- 
wickelung, Band I, $ 101), dass die Ehe in China, über- 
haupt im Orient, ähnlich der coemtio des röm. Rechts in 
der Form eines Kaufes geschlossen werde. — Das wesent- 
lichste Moment des Kaufes, nämlich ein Kaufpreis, sei es 
ein wirklicher oder symbolischer, fehlt gänzlich, ja es wird 
sogar hie und da von Seiten der Eltern der Braut für 
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dieselbe eine Art dos in die Ehe gegeben. — Ist schon 
die Eheschliessung bei uns als ein Ausfluss der väterlichen 
Gewalt anzusehen, so gilt dies in viel höherem Masse noch 
der Auflösung des ehelichen Bandes, nämlich der Ehe- 
scheidung. 


Sie ist bei uns eine sehr häufig vorkommende Er- 
scheinung und gänzlich der Willkür des paler familias 
anheimgegeben, wobei einzig und allein der Gesichtspunkt 
der Familie massgebend ist. 


Die Auflösung der Ehe des Sohnes durch den Haus- 
vater hat die Bedeutung einer autoritativen Erklärung, 
dass die betreffende Frau für das in Rede stehende Haus 
— dieses als Gegensatz zum Ehegatten aufgefasst — nicht 
geeignet ist. Unfriede oder Zwist unter den Ehegatten 
selbst kommt als Grund der Ehescheidung viel weniger in 
Betracht, als die Unverträglichkeit und der Unfriede mit 
den Schwiegereltern. Die Trennung der Ehe auf Grund 
gegenseitigen Einverständnisses, das heisst hier der ent- 
scheidenden Familienhäupter, kann selbstverständlich jeder- 
zeit stattfinden. — Was die einseitige Ehescheidung betrifft, 
so führt Confucius sieben Gründe an, welche die Entlassung 
der Frau aus der Ehe rechtfertigen. Es sind dies: 1) Nicht- 
achtung der Eltern des Mannes, 2) Unfruchtbarkeit, 
3) Liederlichkeit, 4) Geschwätzigkeit, 5) diebische Nei- 
gungen, 6) neidische und misstrauische Gemüthsanlagen, 
7) unüberwindlicher Hass. 


Diese 7 Ehescheidungsgründe, obzwar einer Privat- 
arbeit des Confucius entstammend, haben in China und 
Japan doch gesetzliche Kraft erlangt. Wenn auch Ehe- 
scheidungen aus allen diesen Gründen bei uns vorkommen, 
so sind doch die häufigsten die sub 1) genannten, die sich 
auf eine Verletzung der Pietät gegen die Schwiegereltern 
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zurückführen lassen, wieder ein Beleg für die Bedeutung 
der elterlichen Stellung bei uns. 


Dos. Die Einbringung einer dos in die Ehe ist eine 
von altersher bei uns vorkommende Institution. Jedoch 
ist sie seltener im Kriegerstande, vielmehr hauptsächlich 
in den übrigen Ständen üblich. 


Sie besteht entweder in baarem Gelde oder in Grund- 
stücken, erreicht jedoch gewöhnlich keine bedeutende Höhe, 
Sie geht in das Eigenthum des Ehegatten, resp. Hausvaters 
über als Geschenk, welches die Familie der Braut der des 
Bräutigams giebt mit der Auflage, sie im Falle der Ehe- 
scheidung, nicht aber der Auflösung der Ehe durch den 
Tod der Frau, an die Familie der Braut zurückzugeben, 
ähnlich der dos profecticia des älteren röm. Rechtes. 


Ueberhaupt kommt die dos in Japan. nur als pro- 
fecticia vor, sie ist eine Art blosser Liberalität Seitens 
des Vaters der Braut; von einem gesetzlichen Anspruche 
der Braut oder des Bräutigams gegen den Vater oder 
andere Verwandte der Braut auf Dotirung, wie im röm. 
Rechte, kann bei uns auch nicht entfernt die Rede sein. 


$ 4%. Familien- Vermögensrecht. 


Bei Beurtheilung der in Japan bestehenden vermögens- 
rechtlichen Verbältnisse muss zwischen dem Kriegerstande 
einerseits und den übrigen Ständen anderseits unter- 
schieden werden. 


Als hauptsächlichste Rechtsgrundlage und normgeben- 
der Gesichtspunct der Vermögensverhältnisse im Krieger- 
stande kann wohl der eigenthümliche Lehensverband, in 
welchem die Krieger, resp. der Adel zum Landesfürsten 
stehen, angesehen werden. 
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Das Vermögen beim Ritterstand rührt wesentlich von 
den ständigen, gehaltsartigen Bezügen her, die der Haus- 
berr als Belohnung oder Entgelt für seine dem Landes- 
fürsten gewidmeten Dienste im Frieden und im Kriege 
erhält. Der Betrag dieses Gehaltes ist grösser oder geringer, 
je nach der Stellung der Familie in der reich gegliederten 
Hierarchie des Beamten- und Kriegerthumes. 


Selbstverständlich findet sich beim Kriegerstande ausser 
diesem abgeleiteten Einkommen auch selbständiges Ver- 
mögen, aus Baargeld, Grundstücken u. s. w. bestehend, 


aber der Hauptstock des Vermögens ist doch jenes Gehalts- 


einkommen und aus demselben bestreitet auch der Haus- 
herr im Wesentlichen das Hauswesen. 


Der historisch nachweisbare Zusammenhang dieses 
Gehaltseinkommens mit wirklichen persönlichen Dienst- 
leistungen an den Landesfürsten ist zu der in Rede stehen- 
den Zeit vielfach gelockert und die betreffenden Bezüge 
haben jetzt den Character eines der Familie als solcher 
zustehenden, von dem einen Hausherrn auf den anderen 
vererblichen Einkommens. 


Das Vermögen bei den übrigen Ständen, unter denen 
der Bauernstand der bedeutendste, ist im Grossen und 
Ganzen privatrechtlich selbständig und unabhängig und 
daher als Allod zu betrachten. Es besteht aus baarem 
Gelde und besonders bei dem Bauernstande aus Grund 
und Boden, wie das überall in dem ersten Stadium der 
Volkswirthschaft, nämlich der Naturalwirtbschaft beobachtet 
wird. — Dass dieser Grundbesitz auch den Character des 
Familienbesitzes, im Gegensatze zum Individualbesitze trägt, 
geht aus der historischen Entwickelung desselben hervor. 


Ursprünglich bestand in Japan Gemeinwirthschaft von 
ganzen Dörfern, die eine Familie im weiteren Sinne dar- 
9% 
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stellten, ähnlich den Hundertschaften des germanischen und 
den Hauscommunionen des slavischen Rechtes. 


Noch bis in die Gegenwart haben sich in manchen 
Gegenden (Kiuschiu, d. i. der westliche Theil Japans) 
Dörfer erhalten, deren Grund und Boden in Gemeinbesitz 
und Gemeinbewirthschaftung einer Anzahl von Familien 
steht. 


Im Laufe der Geschichte verlor jedoch der Gemein- 
besitz immer mehr an Ausdehnung, welcher Process einen 
ähnlichen Verlauf nahm, wie die Entwickelung des Grund- 
besitzes in Deutschland bis in die Gegenwart. Während 
nämlich der grösste Theil des Grund und Bodens unter 
die Familien aufgetheilt wurde, blieb bis in die Gegenwart 
ein grösserer oder kleinerer Grundcomplex als Gesammt- 
eigenthum der Mitglieder der ehemaligen Genossenschaft 
zurück, welcher wie die deutsche „Gemeine Mark“ zur 
gemeinschaftlichen Nutzung, sowie zum Zwecke gemein- 
schaftlicher Steuerzahlung verwendet wurde. — Diese Ein- 
richtung beruht auf dem auf Confucius zurückgeführten 
sog. „Seden-System“, 


Seden bedeutet einen Complex-von mehreren Grund- 
stücken, wovon eines als „Gemeine Mark“ dient. Eine 
weitere Fortentwickelung des Grundrechtes, beziehungsweise 
Vermögensrechtes, von diesem Familiensystem zum Indivi- 
dualsystem ist noch nicht eingetreten. 


Während jedes Vermögen der Familie zugehört, die 
als juristische Person genauer Corporation zu denken ist, so 
kommt doch das Verfügungsrecht über dasselbe einzig und 
allein dem Haushaupte zu. — Dieser fungirt als Reprä- 
sentant der Corporation. Wenn er auch moralisch ver- 
pflichtet ist, das Vermögen unvermindert zu erhalten, so 
hindert ihn doch kein Recht an der unbeschränkten 
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Verfügung über dasselbe, solange er an der Spitze des 
Hauses steht. 

Die von mir im Vorstehenden entwickelte Sachlage 
ist ein Beleg für die von dem berühmten englischen 
Juristen Henry Maine auf Grund der analogen indischen 
und altrömischen Zustände gewonnene Auffassung über die 
allgemeine Rechtsentwickelung der Völker, besonders der 
Agriculturvölker in den ersten Perioden ihrer Geschichte. 
(H. Maine, Ancient law, Village community, Early history 
of institution). 


Aus dem Gesagten folgt, dass die unter der väter- 
lichen Gewalt stehenden Personen nicht als selbständige 
Träger von Vermögensrechten gedacht werden können, 
wozu bei den gegebenen Verhältnissen auch wirthschaftlich 
kein Bedürfniss vorlag. 


Die Familienmitglieder besassen daher kein eigenes 
Vermögen. Sie konnten zwar über die ihnen zum persön- 
lichen Bedarf überlassenen Objecte frei schalten, aber 
Eigenthümer derselben im strengen Sinne waren sie doch 
nicht, daher diese Gegenstände im Concurse des Haus- 
hauptes dem Zugriffe der Gläubiger offen standen. Sie 
konnten anderseits für ihre Person keine Forderung, sowie 
auch keine Verpflichtung begründen, vielmehr haftete der 
Hausvater für alle von den Familienmitgliedern eingegangenen 
Verbindlichkeiten. Mit einem Worte, ein Familienmitglied, 
sei es der Sohn, sei es die Frau oder der Bruder u. s. w. 
kommt als selbständiges Subject vermögensrechtlicher Ver- 
hältnisse absolut nicht in Betracht. 


$ 5. Erbrecht. 


Das Erbrecht zu der in Rede stehenden Zeit ist seinem 
Grundcharacter nach von dem modernen ganz verschieden. 
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Das letztere hat ausschliesslich Vermögensrechte zum 
Objecte, ist also eine Universalsuccession in die Gesammt- 
heit der vermögensrechtlichen Verhältnisse des Erblassers. 

Für Japan jedoch wäre eine solche Auffassung des 
Erbrechtes eben so falsch, wie für das alte Rom. 

Das primäre Object unseres Erbrechts ist der Fami- 
. lienname, die Stellung der Familie im Staatsorganismus, 
die Darbringung der sacra für die verstorbenen Ascen- 
denten u. 8. w.; das Vermögen ist natürlich auch Gegen- 
stand des Erbrechtes, aber nicht primär, sondern secundär, 
gleichsam als Pertinenz der Familie. 

Unsere Bezeichnung für Erbfolge enthält nicht einmal 
einen Hinweis auf das Vermögen, sondern bedeutet nur 
Familiensuccession (Kameisosoku). 

Kameisosoku ist der Uebergang des Familiennamens, 
des dazu gehörigen Vermögens und aller Familienverhält- 
nisse von dem bisherigen Haushaupt auf seinen Nachfolger 
durch Tod des Haushauptes oder dessen Verzicht auf seine 
Stellung. Mit anderen Worten, es ist ein Personenwechsel 
in der Familienrepräsentation. Aus dem Begriff der Fami- 
lienrepräsentation im japanischen Sinne folgt, dass immer 
nur eine Person und’ immer nur ein Mann Nachfolger 
sein kann. 

Dies ergiebt sich im Allgemeinen aus der überwiegen- 
den Bedeutung des männlichen Geschlechts an und für 
sich und besonders im Kriegerstande aus der Zugehörig- 
keit der Familie zum Lehensverband. Der Begriff der 
Erbfolge ist, wie die obige Definition zeigt, nicht noth- 
wendig, ja nicht einmal hauptsächlich an die Voraussetzung 
des Todesfalles des Familienhauptes gebunden. Sie tritt 
eben so oft, ja vielleicht häufiger in Folge des Rücktrittes 
des Pater familias von der Hausgewalt ein. Wenn einmal 
das Haushaupt infolge des Alters oder sonstiger Gebrechen 
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sich nicht mehr geeignet fühlt, seine Stellung als Familien- 
haupt nach aussen gegenüber seinem Fürsten und dem 
Staate und nach innen gehörig auszufüllen, so tritt er von 
der Leitung der Familie zurück, um als einfaches Mitglied 
der Familie unter der Gewalt seines jugendlichen und 
kräftigen Nachfolgers zu stehen. 

Wir finden hier der Sache nach die von Gerber , 
(Deutsches Privatrecht $ 254) sogenannte „erfrühte Reali- 
sirung des Anerbenrechtes‘‘ die successio anticipata des 
deutschen Rechtes wieder. Nach japanischer Auffassung 
bewirkt dieser Rücktritt mehr als eine bloss erfrühte 
Realisirung eines erst später eintretenden Erbrechtes, der 
Rücktritt hat die thatsächliche Erbfolge als Wirkung, 
denn indem das Haushaupt sich seiner Stellung begiebt, 
erscheint es „bürgerlich“ todt, daher diese Universal- 
succession nur ein Fall der Japanischen Erbfolge „Kamei- 
sosoku“* ist. 

Die Erbfolge ist, wie bereits erwähnt, eine Einzel- 
nachfolge und zwar eine Art Primogenitur. 

Erstes Erforderniss ist männliches Geschlecht, sodann 
im Kriegerstande Mündigkeit, was durch den Lehensdienst 
erfordert wurde. 

Die älteren Linien schlossen die jüngeren aus; die 
weibliche Verwandtschaft ist überhaupt successionsunfähig. 
Wenn in der Familienverwandtschaft kein successionsfähiges 
Mitglied vorhanden ist, also z. B. nur weibliche Verwandte, 
so muss wenn nicht die Familie aufgelöst und der Fami- 
lienname verschwinden soll, ein Nachfolger adoptirt werden, 
sei cs bei Lebzeiten des Erblassers von diesem selbst, oder 
durch dessen letztwillige Verfügung, oder endlich nach 
dem Tode des Erblassers durch den Familienrath, ein 
Beweis, dass bei uns die Verwandtschaft mehr für die 
Familie als die Familie für die Verwandtschaft vorhanden 
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ist. In Folge dessen ist bei uns die Adoption eine alltäg- 
liche Erscheinung. 

Im Falle der Erblasser eine Tochter hat, wird deren 
Gatte der adoptirte Erbe. 

Die Adoption bedarf der Genehmigung der Regierung. 

Ist auf Grund einer solchen Genehmigung eine Adop- 
tion erfolgt, so erlangt der Adoptirte gesetzlich die gleiche 
* Stellung wie ein Leibeserbe. Das Erbrecht des Adoptirten 
wird durch nachfolgende Geburt eines leiblichen Kindes 
nicht beeinträchtigt, ausser auf Grund freiwilliger gegen- 
seitiger Uebereinkunft. 

Den Inhalt der Erbfolge betreffend, geht auf den Erben 
die Gesammtpersönlichkeit des Erblassers über. Er suc- 
cedirt in den Familiennamen, die sociale und öffentliche 
Stellung des Erblassers, ebenso wie er das Vermögen, die 
Forderungen, überhaupt die Activa desselben erhält. Ander- 
seits obliegt ihm die Sorge für die sacra, die Alimentation 
der Familienmitglieder und er haftet für sämmtliche 
Schulden des Erblassers und zwar ganz wie im römischen 
Rechte, im Gegensatze zum alten deutschen, ohne Be- 
schränkung auf den Nachlass, da die Schulden eben Fami- 
lienschulden sind. 

Der Erwerb der Erbschaft erfolgt von selbst auf Grund 
des Gesetzes ohne besondere Antrittserklärung; eine be- 
dingte Annahme oder gar Ablehnung der Erbschaft ist 
ausgeschlossen. 

Die zweiten und übrigen Söhne, die Töchter, die Ehe- 
gattin des Erblassers, sowie überhaupt alle sonstigen 
Familienmitglieder sind keines Erbrechts theilhaftig; sie 
treten wieder in die Gewalt des neuen Haushauptes ein 
und müssen sich mit der Alimentation seitens des Haus- 
hauptes zufrieden geben. — Wie oben ausgeführt, con- 
ventrirten sich alle Vermögensverhältnisse, die Haftung für 
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die Verbindlichkeiten der Fawilie, sowie anderseits das 
Recht auf den Familiennamen, die Stellung der Familie, 
das active Vermögen und die Forderungen in der Person 
des einen Erben; die übrigen Familienmitglieder haben, 
wie man bei uns zu sagen pflegt, das Zusehen. 

Allein die Schärfe dieses extremen Princips wurde 
durch eine eigenartige Einrichtung etwas gemildert, ich 
meine durch den Bestand der sog. „Beke‘, was zu deutsch 
etwa soviel wie Zweigfamilie oder Familienfiliale bedeutet. 

Im Kriegerstande finden wir folgenden Brauch. Es 
kommt vor, dass ein zweitgeborener oder späterer Sohn, 
der als solcher des Erbrechtes in seiner Familie untheil- 
haftig, auch nicht auf dem Wege der Adoption das Erb- 
recht in einer fremden Familie erlangt, von dem Landes- 
fürsten, wenn er besondere Eignung für den Ritterdienst 
zeigt, aus seiner Familie herausgehoben wird und einen 
besonderen Gehalt zugewiesen bekommt, welcher ihn in 
die Lage versetzt, einen abgezweigten Hausstand, eine 
Familienfiliale zu begründen. 

Bei den übrigen Ständen findet diese Errichtung der 
Familienfiliale (meistens bei grossem Grund- oder sonstigem 
Besitze) in der Weise statt, dass das Familienhaupt dem 
zweiten, resp. einem anderen Sohne, wenn derselbe nicht in 
einer anderen Familie als Erbfolger adoptirt wird, einen 
kleinen Theil seines Vermögens überlässt zum Zwecke der 
Gründung eines Zweighausstandes,. 

Dies geschieht ontweder bei seinen Lebzeiten oder 


durch eine letztwillige Verfügung des Haushauptes oder 


endlich nach dessen Tode durch freien Willensentschluss 
des Erben. 

Diese Institution hat Aehnlichkeit mit der emanci- 
patio saxonica, von der sie sich hauptsächlich dadurch 
unterscheidet, dass die abgezweigte Familie in einem engeren 
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familienrechtlichen Zusammenhange mit der Hauptfamilie 
bleibt, worüber ich mich hier nicht näher verbreiten kann. 

Indessen ist dies bei den letztgenannten drei Ständen 
und noch mehr beim Kriegerstande eine ausserordentlich 
seltene Erscheinung; der regelmässige Fall ist der, dass 
der spätere Sohn sein ganzes Leben hindurch aus der väter- 
lichen Gewalt nicht hinauskommt, es sei denn, dass der 
spätere Sohn, wie bereits angedeutet, im Wege der Adoption 
Haushaupt und selbständiges Subject eines Vermögens wird. 

Ueberhaupt ist die „Beke“ (Familienfiliale) als Aus- 
steuer des Sohnes, ebenso wie die „dos“ der Tochter ein 
Act reiner Liberalität des Vaters, resp. Haushauptes und 
kann auch hier, wie bei der dos von einem Anspruch des 
Sohnes auf eine Aussteuer absolut keine Rede sein. 

Das Testament ist zwar von den ältesten Zeiten her 
in Gebrauch, es ist aber von jeher von ausserordentlich 
geringer Bedeutung gewesen. Es enthält gewöhnlich haus- 
gesetzliche Normirungen, und wenn auch vermögensrecht- 
liche Verfügungen in demselben vorkommen, so treten 
dieselben gewöhnlich in den Hintergrund. | 

Was in diesem Capitel und speciell in diesem Para- 
graph über das Erbrecht des Näheren ausgeführt wurde, 
insbesondere über das ausschliessliche Erbrecht des erst- 
geborenen Sohnes, über die Unfähigkeit des weiblichen 
Geschlechts zur Erbfolge, über väterliche Gewalt, Verzicht 
auf dieselbe, Adoption u. s. w., hat für den Ritterstand, 
dessen Existenzgrundlage das Feudalsystem war, in dieser 
Lehensorganisation selbst seinen Grund und seine ein- 
leuchtende Rechtfertigung. 

Für die übrigen Stände jedoch kann die Geltung dieses 
Rechtszustandes nur dann begriffen werden, wenn man sich 
das Familienprincip, das in den ersten Entwickelungsperioden 
der Völker allgemein beobachtet wird, vor Augen hält. 


II. Capitel. 


Das gegenwärtig geltende Erbrecht. 


$ 6. Einleitung. 


Wie allgemein bekannt, hat vor 24 Jahren in Japan 
eine grosse Revolution stattgefunden, durch welche dem 
vielhundertjährigem Feudalsystem ein Ende gemacht und 
an dessen Stelle eine modern centralistische Staatsverfas- 
sung nach europäischem Muster gesetzt wurde. 

Die 300 Territorialfürsten oder Daimios legten ihre 
Gewalt in die Hände des Kaisers zurück, die politischen 
und privatrechtlichen Vorrechte des Ritterstandes wurden 
beseitigt, das erbliche Gehaltseinkommen, welches die 
Ritter bisher vom Landesfürsten bezogen hatten, hörte 
nun auf, wofür die Ritter durch Zuwendung eines Capitals 
in Staatsobligationen entschädigt wurden. 

An die Stelle der Gliederung des Volkes in 4 Stände 
mit ihren verschiedenen Rechten trat ein einheitliches all- 
gemeines Staatsbürgerthum und die volle Gleichberechtigung 
sämmtlicher Bürger in politischer und privatrechtlicher 
Beziehung. 

Ueberhaupt haben die alten verknöcherten Institutionen 
der früheren Verfassung und Verwaltung den von modernem 
Geiste getragenen verfassungsmässigen Einrichtungen Platz 
gemacht. 
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Die Rapidität, mit welcher diese Umgestaltung aller 
Verhältnisse im modernen Sinne sich vollzog, ist eine 
solche, wie sie in der Geschichte der Völker wohl noch 
nie beobachtet worden ist. Es ist dies die Frucht einer 
geistigen Umwälzung, welche seit der Freigebung des 
Verkehrs mit dem Auslande vor sich gegangen ist, indem 
seit dieser Zeit die europäischen Staats- und Rechtsideen 
in das Bewusstsein des Volkes eingedrungen und geistiges 
Eigenthum desselben geworden sind. 

In demselben Grade, als die europäischen Ideen in 
dem Volksbewusstsein an Bedeutung zunehmen, verlieren 
die Ideen des Confucius immer mehr an Boden. Derzeit 
sind im Volksbewusstsein noch beide Weltanschauungen 
neben einander wirksam und dürfte der Confucianismus 
noch manche Einbusse erleiden. 

Der Systemwechsel in der politischen Verfassung, der 
in dem öffentlichen Leben eingetretene Umschwung hat 
natürlich auch auf die allgemeinen socialen Zustände, die 
privatrechtlichen Verhältnisse und besonders auf dasjenige, 
was der Gegenstand vorliegender Abhandlung ist, seine 
Wirkung nicht verfehlt. 

Unsere heutige Gesellschaft hat nicht mehr das Fami- 
lienprincip zur alleinigen Organisationsgrundlage, infolge 
dessen man jetzt die Familie als Einheit nicht mehr als 
das ausschliessliche Grundelement der Gesellschaft be- 
zeichnen kann. 

Vielmehr zeigt die jüngste Entwickelung die Tendenz, 
das Individuum als solches zu einem selbständigen Factor 
der Gesellschaft zu erheben, kurz, die gegenwärtige Ge- 
sellschaft findet sich auf dem Wege von der Geltung des 
Familienprincips zum Individualprincipe. 

Die väterliche Gewalt des Haushauptes den Familien- 
mitgliedern gegenüber erlitt eine erhebliche Abschwächung, 
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wenn sie auch nicht auf die geringe Machtvollkommenheit 
des modernen europäischen Hausvaters beschränkt ist. — 
Das jus vitae necisque, ebenso wie die delegirte Straf- 
gewalt des Vaters gegen das Kind ist von dem Gesetze 
beseitigt. | 

Das unter der väterlichen Gewalt stehende Kind ist 
mit Eintritt der Grossjährigkeit fähig, ein Vermögen zu 
besitzen und selbständig ein Geschäft zu betreiben. 


Dies geht indirect aus der Bestimmung unserer Con- 
cursordnung v. J. 1872 hervor. 


In politischer Beziehung kommt dem grossjährigen 
Haussohne volle Rechtsfähigkeit zu, insbesondere das active 
und passive Wahlrecht, die Berechtigung, in den Staats- 
dienst zu treten u. s. w. — Ausserdem gestattet das Gesetz 
ohne Einschränkung die Gründung von sog. Zweigfamilien 
durch Haussöhne, in welchem Falle der Haussohn im All- 
gemeinen der gleichen öffentlich- und privatrechtlichen 
Stellung, wie der Leiter der Hauptfamilie theilhaftig wird, 
obwohl dem letzteren gewisse familienrechtliche Präro- 
gative verbleiben. 


Von Wichtigkeit ist, dass das Gesetz auch dem weib- 
lichen Geschlechte in gewissen Fällen die Fähigkeit, Haus- 
haupt zu werden (das Nähere im Erbrecht), und damit 
selbständige Vermögens- und Geschäftsfähigkeit zuerkennt. 

Die älteren auf die Eheschliessung bezüglichen Normen 
wurden zwar nicht durch ein besonderes Gesetz ausdrück- 
lich beseitigt, doch hat die Gewohnheit die totale Abhän- 
gigkeit derselben von dem elterlichen Willen bedeutend 
gemindert. 

Allerdings ist auch jetzt die Zustimmung zur Ehe- 
schliessung seitens der Eltern ein unumgängliches Erfor- 
dernis für den Bestand der Ehe, allein die directe Schliessung 
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des Ehebandes durch den Willen der Eltern ist für die 
Ehe nicht wesentlich. 


Bezüglich der Ehescheidungen ist bemerkenswerth, 
dass das Gesetz derzeit unter Beseitigung des früheren 
Einflusses der Schwiegereltern auch der Ehegattin die 
Befugnis einräumt, aus gewissen Gründen die gerichtliche 
Ehescheidung zu verlangen. 


$ 7. | Erbrecht. 


Die fundamentalen Veränderungen, welche seit der 
grossen Revolution die Staatsverfassung, die politischen, 
socialen und im Allgemeinen auch die privatrechtlichen 
Verhältnisse erfahren haben, müssen die Vermuthung nahe 
legen, dass auch das Erbrecht von Grund aus reformirt 
und dem individualistischen Geiste angepasst worden sei; 
indessen ist dem keineswegs so. 


Wie überall, so zeigt sich auch bei uns, dass der 
Conservatismus seinen mächtigsten Halt in dem Familien- 
und Erbrecht besitz. Dennoch haben in dieser Periode 
durch den Einfluss der neuen Ideen manche nicht unerheb- 
liche Modificationen des älteren Erbrechtes Platz gegriffen, 
weshalb ich, bevor ich zu unserer jüngsten noch nicht in 
Rechtskraft erwachsenen Erbrechtscodification übergehe 
(Cap. III), der Einheitlichkeit wegen hier eine kurze Dar- 
stellung des heute noch geltenden Erbrechtes gebe, wobei 
allerdings manche Wiederholung von bereits Gesagtem 
nicht umgangen werden kann. 


Das gegenwärtig geltende Erbrecht hat noch immer, 
wie das der vorigen Periode, zu seinem Hauptobjecte mehr 
ideale Güter, den Familiennamen, den socialen Rang, die 
sacra u. 8. w., wozu allerdings auch das Vermögen kommt, 
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das aber noch immer nicht wie im modernen Erbrecht 
den allgemeinen und ausschliesslichen Inhalt desselben bildet. 

Das Erbrecht ist also bei uns, wie seit jeher, noch 
immer nur als Familiennamen-Erbrecht im Gegensatze zum 
Vermögenserbrecht bekannt. 

Ebenso hält die gegenwärtige Periode an der Einzel- 
erbfolge, d. h. an der Erbfolge eines gesetzlichen Erben fest. 

Dagegen ist in einer anderen Hinsicht eine sehr be- 
merkenswerthe Veränderung zu verzeichnen. Während 
nämlich in der vorigen Periode in Ermangelung eines 
männlichen erbfähigen Familienmitgliedes zur Adoption 
eines fremden männlichen Individuums und Uebertragung 
des Erbrechtes an denselben geschritten werden musste, 
wenn der Familienname vor dem ÜUntergange bewahrt 
werden sollte, so wird jetzt, in dem vorausgesetzten Falle, 
auch ein weibliches Familienmitglied, z. B. die Wittwe, 
die Tochter des Erblassers, als Erbe von dem Gesetze 
ohne weiteres zugelassen. 

Sie wird jedoch im Falle ihrer Verheirathung resp. 
Wiederverheirathung, sowie der Adoption eines männlichen 
Erben von dem Gesetze dazu angehalten, ihre Familien- 
gewalt an diese abzutreten. (Verordnung v. J. 1873.) 

Allerdings ergab sich diese Veränderung aus der Auf- 
hebung des Feudalsystems von selbst, gleichwohl bedeutet 
sie an und für sich einen erheblichen Fortschritt unseres 
Erbrechtes. Die Abdication des Haushauptes ist zwar 
seiner historischen Voraussetzungen und damit auch seiner 
Nothwendigkeit entkleidet, nichts destoweniger kommt sie 
jetzt thatsächlich noch sehr häufig vor und wurde von 
dem Gesetze ausdrücklich als geltendes Rechtsinstitut 
recipirt. I 

Die Abdication ist nach dem gegenwärtigen Rechte 
beim Vorhandensein eines leiblichen gesetzlichen Erben 
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immer gestattet, in Ermangelung eines leiblichen Erben 
ist jedoch die Abdication zu Gunsten eines adoptirten 
Erben nur dann zulässig, wenn der Verzichtende das 
50. Lebensjahr erreicht hat, oder sonst ein triftiger Grund 
zur Abdication vorhanden ist. (Erlass über die Abdication 
v. J. 1870.) 

Ueber das vermögensrechtliche Verhältnis, welches 
nach der Abdication des Haushauptes zwischen dem zurück- 
getretenen und dem neuen Haushaupte, d. h. dem Erben 
besteht, enthält das Gesetz einige bemerkenswerthe Be- 
stimmungen, (die auch für das Verhältnis zwischen dem 
Haushaupte und den Kindern überhaupt Anwendung finden.) 

Es verfügt, dass die Gläubiger aus den nach der Ab- 
dication von dem Zurückgetretenen eingegangenen Ver- 
bindlichkeiten das Vermögen des Erben, d. h. des neuen 
Haushauptes dann nicht in Anspruch nehmen können, 
wenn das Vermögen des Zurückgetretenen von dem seines 
Erben, d. h. des neuen Haushauptes gesondert ist. (Con- 
cursordnung v. J. 1872.) 

Anderseits wurde bestimmt, dass die Gläubiger im Con- 
curse des neuen Haushauptes auf das Vermögen des durch 
Abdication Zurückgetretenen, resp. des Hausmitgliedes nicht 
greifen können, wenn das abgesonderte Eigenthumsrecht 
der Letzteren an diesem Vermögen auf äusserlich erkenn- 
bare Weise dargethan ist (z. B. bei auf Namen lautenden 
Obligationen und Actien, bei grundbücherlich eingetragenen 
Grundstücken u. 8. w.). 

Es folgt daraus, dass das Haushaupt durch seinen 
Verzicht behufs Eintritt eines Erben zwar wieder gewöhn- 
liches Familienmitglied wird, seine individuelle Vermögens- 
und Handlungsfähigkeit jedoch hierbei gewahrt bleibt. 

In den vorangeführten gesetzlichen Bestimmungen 
sehen wir bereits die allgemeine Rechtsidee der selbständigen 
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Vermögens- und Handlungsfähigkeit der Hausmitglieder 
nach Geltung ringen, eine Rechtsidee, welche auch durch 
das Gesetz besonders und ausdrücklich zum positiven 
Rechtssatz erhoben wurde. 

Was sonst den Inhalt des Erbrechts betrifft, so ist in 
dieser Periode alles beim Alten geblieben. 


Auch jetzt ist allesRecht, Vermögen, Forderungen u. 8. w. 
auf einen Erben, nämlich gewöhnlich auf das erstgeborene 
männliche Kind concentrirt mit Ausschluss aller Uebrigen. 


Auf diesen Erben gehen anderseits alle Verpflichtungen 
der Familie über, d. h. der Erbe muss die Schulden des 
Erblassers auch ultra vires hereditatis übernehmen. 


Dieser Grundsatz findet in unserer Concursordnung 
seinen Ausdruck. Nach dieser sind die Schulden des 
Cridars, nächst dem Bürgen, von seinem Erben unbedingt 
und ohne zeitliche Beschränkung, also auch von den Erbes- 
erben u. s. w. zu übernehmen (Novelle zur Concursordnung 
v. J. 1875). 


Dieser von dem Gesetze normirte unbeschränkte Ueber- 
gang der Verbindlichkeiten des Erblassers auf den Erben 
mit Ausschluss jedes Ablehnungsrechtes sowie des benefi- 
eium inventarii des letzteren führt in seinen letzten Gon- 
sequenzen zu dem unbilligen Resultat, dass der Erbe, 
welcher an den Schulden seines Vaters keine Schuld hat; 
von demselben vielleicht gar kein actives Vermögen ge- 
erbt, von den Schulden desselben nicht einmal indirect 
Nutzen zieht, zur Zeit von deren Contrahirung vielleicht 
noch gar nicht am Leben war, gleichsam erblich belastet 
mit den Schulden seines Vaters zur Welt kommt, und 
wenn er sie nicht bezahlen kann, möglicherweise sein 
ganzes Leben hindurch an der vielfachen strafweisen 
Rechtsminderung, die mit der Verhängung des Concurses 
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verbunden ist und erst mit der vollständigen Begleichung 
der Schulden endet, zu tragen hat. 

Dies steht mit dem Fundamentalsatze des Strafrechts, 
der Unvererblichkeit der Strafe, im Widerspruch. 

Die Beschränkung der Erbfolge auf eine Person, analog 
dem englischen Immobiliar-Erbrechte, ebenso wie die zum 
Theil auch dem altrömischen Rechte eigenthümliche un- 
beschränkte Haftung für die Verbindlichkeiten des Erb- 
lassers ist bei uns, wie in England, ein altes Ueberbleibsel 
der vorübergegangenen Feudalperiode mit ihrem reinen 
Familienprincip. 

Es braucht wohl nicht hervorgehoben zu werden, dass 
aus der gesammten juristischen Welt der einmüthige Ruf 
nach einer zeitgemässen Reform unseres veralteten Erb- 
rechts sich erhoben hat. 

In eine nähere Erörterung des gegenwärtigen Erb- 
rechtes mich einzulassen, ist nicht erforderlich, weil dasselbe 
bereits dem Untergange geweiht ist und in einigen Jahren 
durch die neueste bereits publicirte Codification ersetzt 
werden wird. 

Dieses neueste Erbrecht ist nun der Gegenstand des 
folgenden Capitels, womit ich zu dem Haupttheile meines 
Themas komme. 


Ill. Capitel. 


Das Erbrecht der neuesten Privatrechts- 


codification. 


I. Abschnitt. 
$8. 


Die neue Erbrechtscodification wurde am 6. November 
1890 publicirt und tritt am 1. Januar 1893 in Kraft. 

Diese Publication des Erbrechtes (und Familienrechtes) . 
geschah sechs Monate nach der Codification des ganzen 
übrigen bürgerlichen Rechtes, ein Beweis, dass der Gesetz- 
geber selbst jenem Theile des bürgerlichen Rechtes eine 
besondere Wichtigkeit beimass und ibm seine Eu be- 
sondere Sorgfalt widmete. 

Das Erbrecht erscheint in dem Systeme unseres Ge- 
setzes nicht als ein selbständiges Ganzes, wie vom ge- 
meinen Rechte verlangt wird, sondern im Anschluss an 
den Code Napoleon nur als einer der Vermögenserwerbs- 
gründe. 

Im Folgenden gebe ich eine allgemeine Uebersicht 
desselben, wobei ich mich nicht strenge an die Reihen- 
folge der Paragraphen halten werde, da dies für das Ver- 
ständniss der ung beschäftigenden Fragen nicht nothwendig 
ist und zu weitläufig wäre. 

8* 
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Das Gesetz kennt zwei Arten der Erbschaft: die sog. 
Hauserbschaft und die gewöhnliche Nachlassenschaft. 


Die erstere tritt ein beim Tode des Haushauptes oder 
bei der Abdication desselben, die letztere beim Tode eines 
Familienmitgliedes ($ 286—287 des Erwerbrechtes des 
Gresetzbuches). 


In einem Hause kommt nur eine Hauserbschaft mit 
einem Erben vor. Niemand kann in zwei Häusern Hauserbe 
werden. Wer durch Heirath oder Adoption in ein anderes 
Haus kommt, kann nicht mehr Hauserbe in dem früheren 
Hause werden. Bei Berufung zur llauserbschaft in ver- 
schiedenen Häusern steht dem Berufenen ein Options- 
recht zu. 


Der gesetzliche Erbe hat nicht diese Wahl. ($ 288—- 
292 ib.) 

Der Hauserbe erbt den Familiennamen, die Dynastie, 
die Würde und das gesammte Vermögen des Erblassers 
und wird Hausoberhaupt: Die genealogischen Register, 
das Fideicommiss, die gottesdienstlichen Objecte und die 
Familiengruft bilden einen integrirenden Theil der Haus- 
erbschaft. ($ 294 ib.) 

Die Erbfolgeordnung verhält sich folgendermassen: 

1) der nächste Descendent des Erblassers, 2) bei gleich 
naher Verwandtschaft Vorzug des männlichen Geschlechtes 
vor dem weiblichen, 3) innerhalb des gleichen Geschlechts 
Vorzug der ehelichen Geburt vor der unehelichen. 

An Stelle des vorverstorbenen Descendenten gelangen 
dessen Nachkommen nach derselben Ordnung zur Haus- 
erbschaft. 

Der Erblasser kann einem gesetzlichen Erben die Erb- 
folge nicht entziehen, es sei denn aus den gesetzlichen 
Enterbungsgründen. 
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Diese sind 1) Verschollenheit, 2) gerichtlich erklärte 
Unfähigkeit zur Vermögensverwaltung, 3, 5 u. 6) Ver- 
urtheilung wegen gewisser Delicte, besonders gegen die 
Ascendenten und 4) Unfähigkeit zur Vermögensverwaltung 
wegen unheilbarer Krankheit. ($ 294—300 ib.) 

In Ermangelung eines gesetzlichen Erben steht dem 
Vater, eventuell der Mutter, resp. bei Nichtvorbandensein 
derselben dem Familienrathe die Ernennung des Erben 
nach folgender Ordnung zu. 1) Brüder, 2) Schwestern, 
3) Descendenten der Brüder und Schwestern. Hiebei gilt 
wieder, wie überhaupt allgemein, Vorzug des männlichen 
Geschlechtes. Erst nach diesen Personen werden die 
nächsten Ascendenten zur Erbfolge berufen, sodann der 
Ehegatte, endlich, wenn keine der vorgenannten Personen 
die Erbschaft erwirbt, eine fremde von dem Familienrathe 
zu bestimmende Person. 

Wenn gar kein Erbe vorhanden ist, fallt der Nach- 
lass an den Staat mit der Wirkung einer bedingten Erb- 
folge. (8 301—305, 315 ib.) 

Eine rechtswirksame Abdication des Haushauptes ist 
an folgende Voraussetzungen geknüpft: 1) Alter des Zurück- 
tretenden von mehr als 60 Jahren. Aus wichtigen Gründen, 
z. B. wegen unheilbarer Krankheit, oder um dem Haupte 
einer Zweigfamilie die Erbfolge zu ermöglichen, kann von 
diesem Erforderniss dispensirt werden. 2) Freier Wille 
des Abdicirenden 3) Existenz eines zur Hausverwaltung 
fähigen, zur unbedingten Annahme bereiten Hauserben. 
4) Zustimmung des Ehegatten. 

Die Abdication kann von dem Ehegatten, den Ver- 
wandteu oder von der Staatsanwaltschaft, endlich auch in 
gewissen Fällen von den Gläubigern, innerhalb einer be- 
stimmten Frist aus den angegebenen Gründen angefochten 
werden. ($ 306—311 ib.) 
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Wenn ein sogenannter Nachlasserblasser stirbt, so gelangt 
seine Erbschaft (die eben nur Vermögensrechte, resp. Ver- 
bindlichkeiten zum Inhalte hat) zunächst an die mit ihm 
in demselben Familienverbande befindlichen Descendenten, 
nach den gleichen Grundsätzen wie bei der Hauserbfolge, 
sodann an den Ehegatten, und in Ermangelung dieser 
beiden Classen an das Haushaupt. ($ 312—314 ib.) 


Annahme und Ablehnung der Erbschaft. 


Der Erbe kann die bedingte oder unbedingte Annahme 
oder die Ablehnung der Erbschaft erklären. Dem gesetz- 
lichen Erben steht die Ablehnung der Erbschaft nicht zu. 
Bei der Erbfolge auf Grund einer Abdication ist eine be- 
dingte Annahmeerklärung unzulässig. ($ 317 ib.) 

Eine unbedingte Annahmeerklärung liegt vor, wenn 
der Erbe ausdrücklich oder stillschweigend seinen Willen 
zu erkennen giebt, dass er in die sogenannte Vermögen- 
sphäre (Rechte und Verbindlichkeiten) als deren Reprä- 
sentant eintrete. ($ 322 ib.) 

Eine bedingte Annahmeerklärung liegt vor, wenn der 
Erbe erklärt, für die Schulden des Erblassers nur nach 
Massgabe des activen Vermögens haften zu wollen. ($ 325 ib.) 


Der bedingte Erbe ist verpflichtet, innerhalb einer 
3monatlichen, jedoch auf 6 Monate verlängerbaren Frist 
ein Vermögensinventar zu errichten und dem Gerichte vor- 
zulegen. Das sich daran anschliessende Verfahren und 
die übrigen Detailbestimmungen hinsichtlich der bedingten 
Annahme folgen im Wesentlichen dem gemeinen Rechte. 
($ 318—341 ib.) 

Die Ablehnung muss, um rechtswirksam zu sein, ge- 
richtlich zu Protocoll gegeben werden; sie kann innerhalb 
der Annahmefrist widerrufen werden ‚ wenn inzwischen 
nicht ein Anderer die Annahme erklärt hat. (8336 —341 ib.) 
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Die 88 342—348 handeln von der Verwaltung der 
hereditas jacens durch einen gerichtlich zu bestellenden 
Curator. 

Schenkung. — Diese wird von dem Gesetze in 
directem Anschlusse an das Erbrecht behandelt und zwar 
im Zusammenhange mit den letzwilligen Verfügungen, 
welche das Gesetz und der Sprachgebrauch als eine Art 
Schenkung auffasst. 

Das Gesetz unterscheidet die Schenkung unter Leben- 
den von der auf den Todesfall. 

Die erstere wird als eine in bestimmter Form erklärte 
unentgeltliche Vermögenszuwendung an einen Anderen de- 
finirt. Die Voraussetzungen ihrer Giltigkeit, sowie die 
Widerruflichkeit derselben sind den allgemeinen Rechts- 
normen nachgebildet. 

Hervorzuheben ist, dass die Schenkungen hinsichtlich 
ihrer Grösse keiner Beschränkung zu Gunsten der gesetz- 
lichen Erben unterworfen sind. ($ 349— 367 ib.) | 

Die letztwillige Verfügung (wie bereits erwähnt, 
sprachlich eine Gattung der Schenkung, also identisch 
mit Schenkung auf den Todesfall) ist nach der gesetz- 
lichen Definition eine letztwillige, d. h. jederzeit widerruf- 
liche, an eine bestimmte Form gebundene Willenserklärung, 
auf Grund, welcher das Vermögen des Erklärenden nach 
dessen Tode auf einen Anderen übergeht. Die letztwillige 
Verfügung (Testament) kann rechtsgiltig in 3 Formen vor- 
kommen, 1) als testamentum holographum 2) als testa- 
mentum allographum (vom Gesetze „geheimes Testament‘ 
genannt, 3) als notarielles Testament. Dieses letztere (3) 
ist in einem verschlossenen mit der Namensfertigung des 
Testators, zweier Zeugen, sowie eines Notars versehenen 
Couvert bei dem inventirenden Notare gegen eine 
Empfangsbestätigung zu hinterlegen, worin der Notar die 
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Erklärung abgiebt, dass das inbefindliche Testament nur 
nach dem Tode des Erblassers und in Gegenwart des 
Erben geöffnet werden dürfe. (8 352—373 ib.) 

Neben diesen ordentlichen Testamentsformen kennt 
das Gesetz auch ausserordentliche Testamentsformen, und 
zwar Militairtestamente, Testamente während einer See- 
fahrt, einer ansteckenden Krankheit und für im Auslande 
weilende Personen. ($ 374—382 ib.) 

Was den Umfang des testirbaren Vermögens betrifft, 
so bestimmt das Gesetz, dass der Erblasser, wenn ein 
gesetzlicher Erbe, nämlich ein Descendent, vorhanden ist, 
nur bis zur Hälfte seines Vermögens testiren kann. 

Bei Ueberschreitung dieser Hälfte tritt nicht Ungiltig- 
keit des Testaments, sondern verhältnissmässige Minderung 
der letzwilligen Zuwendungen ein. ($ 383—386 ib.) 

Die Bestimmung über die Berechnung des Pflicht- 
theiles, die Auseinandersetzung mit den Legataren, die 
Realisirung und Liquidirung des Nachlasses, ferner die 
Bestimmungen über Ungiltigkeit und Widerruf der Testa- 
mente folgen allgemeinen Rechtsgrundsätzen. ($ 387— 
421 ib.) 


II. Abschnitt. 


$9. 


Der gegenwärtige Abschnitt ist einigen Beobachtungen 
über die theoretische Begründung der Erbrechte überhaupt 
sowie der Erörterung einiger specieller Probleme desselben 
gewidmet, zu denen jede Gresetzgebung, wenn sie sich ihrer 
socialen Verantwortung bewusst ist, mit der grössten Vor- 
sicht Stellung nehmen muss, da von der Lösung derselben, 
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wie vielleicht von keiner anderen Frage, die vitalsten In- 
teressen der Individuen und des Staates abhängig sind. 

Aufgabe des nächstfolgenden Abschnittes wird es dann 
sein, an den gefundenen Resultaten die Principien unserer 
Codification zu messen und zu prüfen, inwiefern dieselben 
denjenigen Anforderungen entsprechen, welche in einem 
modernen Culturstaate an das Erbrecht gestellt werden 
müssen, damit eine Gewähr für die gedeihliche Entwicke- 
lung der moralischen, socialen und wirthschaftlichen Ver- 
hältnisse vorhanden sei. 

Die grosse sociale Frage, die jetzt in Europa das 
öffentliche Leben beherrscht und die im engsten Causal- 
nexus mit dem Probleme der sog. „erworbenen“ Rechte des 
Privateigenthums und Erbrechtes steht, hat Veranlassung 
gegeben, das Erbrecht auf seine tiefere Rechtsgrundlage 
zu prüfen, die Frage der Existenzberechtigung desselben 
auf die Tagesordnung der politischen Discussion zu setzen 
und diese Existenzberechtigung auch zu leugnen. 

Man erklärte, dem Erbrechte komme keine immanente, 
von dem Wechsel der Zeiten unabhängige Nothwendigkeit 
zu, e8 entbehre jeder inneren Berechtigung, vielmehr sei 
cs eine überkommene historische Thatsache, die vielleicht 
für vergangene Verhältnisse passend, jetzt angesichts der 
gänzlich veränderten wirthschaftlichen und socialen Zu- 
stände als überlebt und schädlich abgeschafit werden 
könne. 

Demgemäss fordern auch die Radicalsten die gänzliche 
Adschaffung des Erbrechtes, während andere Gomässigtere 
sich mit der Einziehung eines grösseren oder geringeren 
Vermögenstheiles in der Form und unter dem Vorwande 
einer Erbsteuer begnügen. 

Allein diese Vorschläge und Ansichten beruhen auf 
einer vollständigen Verkennung des Wesens des Erbrechtes. 
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Dass das Erbrecht nicht auf einen Act positivrecht- 
licher Willkür zurückzuführen ist, beweist die Geschichte. 
Soweit wir in der Geschichte Staatengebilde antreffen, be- 
gegnen wir auch dem Erbrecht, und zwar immer in einer 
und derselben Function, welche den engen Zusammenhang 
desselben mit der Existenz des Staates darthut. 

Ein staatliches Gebilde ist undenkbar ohne die Grund- 
lage der Familie. Die Erhaltung der Familie und zwar 
nicht bloss für die Dauer der Generation, sondern durch 
die Folge der Geschlechter, ist ein Grunderforderniss für 
den Bestand des Staates und die Continuität seiner Ent- 
wickelung. Eine Folge der Familieneinheit und anderseits 
wieder das nothwendige Mittel, um dieselbe zusammenzu- 
halten, ist das Erbrecht. 

Daher ist das Erbrecht, wie die Familie, mit dem Be- 
griffe des Staates enge verknüpft. 

Anderseits hat aber das Erbrecht im Laufe der Zeiten 
alle Wandlungen, welche Staat und Familie erfuhren, in 
seinem Systeme zum Ausdruck gebracht, und insbesondere 
spiegelt sich im Erbrecht die Veränderung wieder, welche 
im Laufe der Geschichte in dem Verhältnisse zwischen Staat, 
Familie und Individuum vor sich gegangen ist. 

In jenen Ländern, wo der Wirkungskreis der Staats- 
gewalt ein geringer ist und die Thätigkeit des Staates 
sich wesentlich auf die Vertheidigung des Landes gegen 
äussere Feinde beschränkt, während die Erfüllung der 
Culturaufgaben und der Schulung der einzelnen Individuen 
der Familie überlassen bleibt, liegt der Schwerpunct der 
Gesellschaft in der Einheit der Familie. Die Wichtigkeit 
der hier der Familie zugewiesenen Aufgaben bringt es mit 
sich, dass hier die einzelnen Mitglieder der Familie gegen- 
über der Einheit der ganzen Familie zurücktreten und die 
Entfaltung der individuellen Bewegungsfreiheit noch neben- 
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sächlich ist. — Naturgemäss ist das Erbrecht in diesem 
Falle ein reines Familienerbrecht, in dem Sinne, dass als 
das eigentliche Subject des Vermögens die Familie selbst 
angesehen wird, das jeweilige Haupt desselben aber, in 
dessen Hand sich die Verwaltung und Verfügung über das 
Vermögen befindet, nur als der Repräsentant der Familie 
erscheint. 

Dieses Verhältniss, d. h.. die unbeschränkte Geltung 
des Familienprincipes, finden wir wie bereits im ersten 
Capitel ausgeführt, in Japan bis vor einigen Jahrzehnten, 
wir finden es ferner in den meisten Staaten des Orients, 
endlich auch im alten Deutschland bis tief in das Mittel- 
alter hinein. Es ist klar, dass bei einer solchen Sachlage, 
hinsichtlich des Masses der den einzelnen Familienmit- 
gliedern eingeräumten Betheiligung an dem Vermögen und 
der Verfügungsgewalt über dasselbe einzig und allein das 
Interesse der Familieneinheit entscheidend sein muss. Diese 
verlangt aber die Vereinigung des Vermögens in der Hand 
eines Einzigen, des Familienhauptes, und die freie Ver- 
waltungsbefugniss desselben, welchem Principe gegenüber 
die idealen Postulate der Gerechtigkeit und Moral in den 
Hintergrund treten müssen. 

Uebrigens giebt die Geltung des Familienprincips ge- 
wöhnlich keinen Anlass, im Erbrecht die Idee der Gerech- 
tigkeit zu betonen. Denn das Familienprincip findet sich 
normalerweise nur bei ackerbautreibenden Völkern vor, wo 
die Familie auf einem Hofe gemeinsam wohnt und auch 
gemeinsam wirthschaftet, eine Differenzirung der Vermögens- 
sphären und das Aufwerfen der Frage der Gerechtigkeit 
und Moral eigentlich gegenstandslos ist. 

Anders verhält es sich in den modernen Staaten, auch 
in Rom in seiner späteren Entwickelung. Die Staatsgewalt 
ist hier erstarkt und hat der Familie ihre früheren Func- 
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tionen, soweit dieselben über ihren eigentlichen Wirkungs- 
kreis, als einer rein sittlichen Gemeinschaft hinausgingen, 
wieder abgenommen und an sich gezogen und dadurch er- 
möglicht, dass in den Verhältnissen der Familie das 
ethische Moment voll und rein zur Geltung gelange. Und 
dieso Idee ist auch im modernen Erbrecht zum Ausdruck 
gekommen. 

Welche Anforderungen stellt nun die moderne Rechts- 
idee an das Intestaterbrecht? 

Um dies zunächst negativ zu beantworten, muss gesagt 
werden: Eine Bevorzugung eines einzigen unter mehreren 
gleich nahen Verwandten steht mit dem modernen Rechts- 
bewusstsein im Widerspruch. Positiv ausgedrückt verlangt 
die Gerechtigkeit die gleiche Berücksichtigung aller dem 
Erblasser gleich nahe stehenden Personen bei der Be- 
theiligung an der Erbschaft. 

Es ist in dem natürlichen Verhältnisse zwischen Eltern 
und Kindern begründet, dass die Ersteren alle ihre Kinder 
ohne Unterscheidung mit dem gleichen Gefühle der Liebe 
umfassen, wies dies auch ihre ethische Pflicht vor Gott 
und den Menschen ist. Die Moral und Gesellschaft macht 
auch anderseits keinen Unterschied unter den einzelnen 
Kindern hinsichtlich des Grades der Pietät und der Ver- 
bindlichkeit, welche dieselben ihren Eltern entgegenzu- 
bringen haben. Die Pflichten gegen die Gesellschaft, die 
Verantwortung vor derselben sind ebenfalls nicht an die 
Erstgeburt oder einen sonstigen Zufall der Geburt ge- 
bunden. 

Da nun das Wohlwollen der Eltern gegen ihre Kinder, 
und um diese handelt es sich hier hauptsächlich, als gleich 
präsumirt werden muss und die Intestaterfolge in dem ver- 
mutheten Willen des Erblassers seine Grundlage hat, so 
ıst die Gleichtheilung der Erbschaft unter alle Kinder eine 
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aus dem Begriffe der Gerechtigkeit folgende Nothwendigkeit, 
gewissermassen das der Intestaterfolge inhärirende absolute 
Wesen. Aber auch, wenn man von dieser begrifflichen 
Nothwendigkeit absieht und für die Lösung der Frage die 
ausser dem Begriffe selbst liegenden Momente und die 
Zwecke, denen die Erbschaft dienen soll, in Betracht zieht, 
muss man zu dem gleichen Resultate gelangen. 

Zunächst die psychologische Seite der Frage mit ihrer 
geradezu ungeheuren sociologischen Bedeutung. Es ist 
doch einleuchtend, das für das Glückskind, welchem allein 
und unter Ausschluss der übrigen Kinder durch den Zufall 
der Geburt das Vermögen der Eltern mühelos und ohne 
eigenes Verdienst in den Schoss fallen soll, jedes Motiv zur 
Uebung und Entfaltung seiner körperlichen nnd geistigen 
Kräfte behufs Schaffung einer eigenen Existenz entfallen 
muss, und dass mit dem Wegfalle des „Kampfes um das 
Dasein“ ihm auch die Grundlage jeder Entwickelung und 
jedes Fortschrittes entzogen wird. Die Bevorzugung des 
einen Kindes erzeugt dünkelhaften Uebermuth desselben 
gegen die zurückgesetzten Geschwister, sie züchtet geradezu 
systematisch die Trägheit und hat in letzter Linie die De- 
generation dieser Privilegirten zur Folge, so dass, wie der 
Volksmund in Japan es ausdrückt: „Dummheit und Erst- 
geburt decken einander“. 

Diesen mit allen Glücksgütern überhäuften Erstge- 
borenen stehen nun die anderen Kinder gegenüber, durch 
das Unglück ihrer späteren Geburt jedes Antheils an dem 
elterlichen Vermögen beraubt, social und materiell durch 
eine unüberbrückbare Kluft von den ersteren getrennt. 
Wenn sich bei dieser Sachlage ein tiefer Hass der Ent- 
erbten gegen ihren glücklichen Bruder und ein Gefühl der 
Bitterkeit gegen ihre Erzeuger bemächtigen, so kann dies 
nicht Wunder nehmen. Wenn noch berücksichtigt wird, dass 
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die mit materiellen Gütern gesegneten aber degenerirten 
Elemente der Gesellschaft auch im öffentlichen Leben die 
massgebenden Factoren sind, so kann ein Schluss gezogen 
werden auf die geistige Kraft einer aus solchen Elementen 
zusammengesetzten Gesellschaft. 

Neben dem moralischen, also rein ideellen Gesichts- 
puncte, muss aber eine legislatorische Frage, besonders in 
der Gegenwart, auch. nach der materiellen, d. h. volks- 
wirthschaftlichen Seite in Erwägung gezogen werden. Be- 
trachten wir also die Wirkung des Erbrechts vom volks- 
wirthschaftlichen Standpuncte aus. Eines der Hauptziele 
jeder Volkswirthschaft muss die Hervorbringung einer 
möglichst grossen Zahl wirthschaftlicher Güter sein, also 
die möglichste Ausdehnung der Production, die von der 
classischen Nationalöconomie geradezu als das einzige Ziel 
der Volkswirthschaft angeschen wurde. Zu einer gedeih- 
lichen Productionsthätigkeit gehört aber das möglichst 
zweckmässige Zusammenwirken der beiden Productions- 
factoren, Capital und Arbeit. Welchen Thatbestand schafft 
nun ein ausschliessliches Primogenitur- und Majorats- 
intestaterbrecht? Wir sehen auf der einen Seite eine 
Klasse von Menschen, welche den einen Productionsfactor, 
das Capital, fast ausschliesslich im Besitz hat. Wenn nuu 
auch zugegeben werden muss, dass die Anhäufung grös- 
serer Capitalien in einer Hand seine Vorzüge hat für die 
Production, besonders vom Standpuncte der Kraftersparung 
und intensiven Wirthschaft, so können diese Vortheile leicht 
paralysirt werden, wenn jede Concurrenz ausgeschlossen ist, 
und insbesonders durch die Leichtigkeit der Befriedigung 
der materiellen Bedürfnisse der Anreiz und die Nothwen- 
digkeit der möglichsten Anspannung der Kräfte sehr gering 
ist. In den vom Erbrechte ausgeschlossenen Kindern schen 
wir wohl den zweiten Productionsfactor, die Arbeit, ver- 
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treten, aber hier fehlt wieder das Capital, was zur Folge 
hat, dass diese nationalöconomisch so werthvollen Kräfte 
unverwerthet bleiben und brach liegen. Wenn aber durch 
ein dem Gerechtigkeitsprincipe entsprechendes Erbrechts- 
system erzielt wird, dass alle Kinder des Erblassers ihren 
gerechten Antheil am Capitale erlangen, das ja eine con- 
ditio sine qua non jeder Production ist und dessen Er- 
werbung auf dem anderm Wege jetzt so schwierig oder 
fast unmöglich ist, so können alle Kinder an der Pro- 
duction mehr oder weniger selbstständig theilnehmen, jeder 
kann zu dem Reichthume der Nation beitragen, und anstatt 
immer ein abhängiges unproductives Glied der Familie zu 
sein, ein selbstständiger Factor in der Volkswirthschaft 
und im Staate werden. 

Neben einer möglichst ausgedehnten Production kommt 
in der Volkswirthschaft insbesondere auch viel auf die Ver- 
theilung des vorhandenen Nationalvermögens unter die 
Staatsbürger an. Nach dieser Seite hin gestaltet sich die 
Frage noch viel ernster. Das Primogenitur- und Majorats- 
erbrecht schafft eine Aristokratie des Besitzes, wie Anton 
Menger in seiner jüngst erschienenen „Kritik des Entwurfes 
zum deutschen bürgl. Gesetzbuche‘“ vortrefflich ausgeführt 
hat. Sie erzeugt eine Kluft zwischen einer verhältniss- 
mässig geringen Anzahl von Reichen und der übrigen 
grossen Masse der Bevölkerung, welche unbarmherzig zum 
Proletariat verurtheilt wird. 

In Europa ist Wissenschaft und Politik derzeit mit 
der Lösung der socialen Frage, welche den Bestand der 
gegenwärtigen Staats- und Gesellschaftsordnung zu er- 
schüttern droht, beschäftigt, und ist es zweifellos, dass 
diese Aufgabe eine der schwierigsten ist, welche die Ge- 
schichte der Menschheit aufzuweisen hat. 

Der Hauptsache nach ist die sociale Frage auf die 
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Ungleichheit der Vermögensvertheilung im Staate zurück- 
zuführen. 

Diese Ungleichheit der Vermögensvertheilung wird 
neben dem Privateigenthume hauptsächlich auch dem Erb- 
rechte zugeschrieben. 


Nichts kann aber zur Verschärfung des Gegensatzes 
zwischen Reich und Arm mehr beitragen, als eine Primo- 
genitur oder Majorats-Erbrecht. 


Ein solches Erbrecht ist wie geschaffen, um in einem 
Lande, wo die Voraussetzungen einer socialen Frage noch 
fehlen, eine solche erst zu schaffen. 


An und für sich wird jedes Erbrecht vom national- 
öconomischen Standpuncte aus als ein Unrecht angesehen, 
da nach der Lehre der classischen Nationalöconomie das 
Capitel das Product der Arbeit ist, daher von Rechtswegen 
den Arbeitern zukommt und jeder Vermögenserwerb durch 
Erbrecht als Glücksfall erscheint; wenn aber über dies 
noch im Erbrecht eine Bevorzugung einzelner Personen 
vor anderen ihnen gleichgestellten durchgeführt wird, so 
muss dieses Unrecht als ein doppeltes erscheinen. 


Die bisher besprochenen Principien haben in neuerer 
Zeit in der Wissenschaft und Politik sich fast allgemeine 
Anerkennung errungen und auch im Wege der Gesetz- 
gebung in das positive Recht fast aller europäischen 
Staaten Eingang gefunden. Im Anschlusse an die franzö- 
sische Revolution, welche mit der Aufhebung aller ständi- 
schen Unterschiede vorangegangen war und in ihren Rechts- 
institutionen dem Gedanken der Rechtsgleichheit und 
wirthschaftlichen Freiheit volle Geltung verschaffte, haben 
beinahe sämmtliche europäischen Staaten in diesem Jahr- 
hundert das Erbrecht im Sinne dieser Ideen reformirt 
und ein allgemeines gleiches Erbrecht, welches diesen 
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Principien der staatsbürgerlichen und wirthschaftlichen 
Freiheit Rechnung trägt, eingeführt. 


Allerdings bestehen in dem Familienfideicommiss, im 
Lehen und anderen Institutionen noch Ueberbleibsel der 
mittelalterlichen Einrichtungen, allein diese spielen gegen- 
wärtig keine grosse Rolle mehr und sind wohl sämmtlich 
dem Untergange geweiht. 


Indessen sind in neuester Zeit, unter der unbeschränkten 
Geltung der vorerwähnten Principien, in Europa Erschei- 
nungen zu Tage getreten, welche in der Wissenschaft und 
Politik vielfach Bedenken gegen die allgemeine Zulässig- 
keit und Zweckmässigkeit des modernen Erbrechtes er- 
zeugten. Diese Bedenken waren hervorgerufen durch die 
beim Bauernstande beobachteten Erscheinungen. Es wurde 
nämlich in Europa, besonders in Deutschland und Oester- 
reich constatirt, dass in neuerer Zeit der sogenannte 
mittlere Grundbesitz sich merklich vermindert hat und 
dass mit der Zunahme des grossen Grundbesitzes auf der 
einen Seite eine fortschreitende Zersplitterung der mittleren 
Bauerngrundstücke und die Bildung von sog. Zwergwirth- 
schaften Hand in Hand geht, eine Erscheinung, die vom 
Standpunkte der Production sehr bedenklich ist und über- 
haupt grosse Gefahren für den Staat in sich birgt, der 
ein gewaltiges Interesse an der Erhaltung eines gesunden 
Bauernstandes hat. 


Ueber die Ursache dieser Tendenz gehen die Meinungen 
sehr auseinander, doch kann zugegeben werden, dass die 
Zunahme der Erbtheilungen einen mehr oder weniger 
grossen Antheil an dieser Thatsache baben. Indem man 
jedoch die Häufigkeit und Gefährlichkeit dieser Erscheinung 
überschätzte, kam man auf das Auskunftsmittel, für den 
mittleren Bauernstand ein Sondererbrecht zu verlangen, 
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welchem Wunsche auch in mehreren modernen Gesetz- 
gebungen entsprochen wurde. 

Aus der neuesten Zeit ist besonders das österreichische 
Gesetz vom 1. April 1889. — R.G. B. No. 52 zu erwähnen, 
welches nach dem Muster deutscher Particularrechte, 
namentlich nach den in Hannover geltenden Gesetzen vom 
24. Februar 1850 und 20. Februar 1884 für den mittleren 
Bauernstand eine besondere Intestaterbfolge, das sog. Höfe- 
recht einführte. Dieses spricht für den Fall der Intestat- 
Erbfolge den Bauernhof einem einzigen ‚„Uebernehmer“ 
dem Anerben zu, welcher in Ermangelung eines Ueber- 
einkommens unter den Miterben von der Landesgesetz- 
gebung zu bestimmen ist und die Verpflichtung übernimmt, 
den Miterben eine entsprechende Abfindung zu leisten. 
Die Bevorzugung des Anerben vor den Miterben besteht, 
abgesehen von anderen Bestimmungen hauptsächlich darin, 
dass der Werth des Grundstücks, welcher der Auseinander- 
setzung zu Grunde zu legen ist, nach einem billigen Mass- 
stabe zu berechnen ist. Der zu Grunde zu legende Werth 
ist nämlich entweder ein von der Landesgesetzgebung fest- 
zustellendes Vielfache des Katastralreinertrages (wobei der 
Vortheil für den Anerben darin besteht, dass der Katastral- 
ertrag regelmässig von dem wirklichen Ertrag bedeutend 
übertroffen wird), oder dieser Werth wird ermittelt durch 
gerichtliche Schätzung nach billigem Ermessen, in diesem 
Falle aber kann sich der Anerbe zu seinen Gunsten von 
dem Uebernahmspreise einen Betrag in einer von der 
Landesgesetzgebung zu bestimmenden Höhe aber höchstens 
ein Drittel des Gutswerthes abziehen. ($ 1. 5. 7. 10 des 
cit. Ges.) 

Der neueste Entwurf eines bürgl. Gesetzbuches für 
Deutschland hält im Principe an dem gleichen allgemeiuen 
Erbrechte mit dem Grundsatze der Gleichtheilung bei allen 
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Ständen fest, überlässt jedoch die Einführung und Regelung 
eines bäuerlichen Sondererbrechtes der Particulargesctz- 
gebung der einzelnen Länder (Art. 83—87 des Einf. Ges. 
z. Entw. d. bgl. Gesetzb.), wobei der Befugniss der Landes- 
gesetzgebung, vom Gerechtigkeitsprincip abzuweichen, ziem- 
lich enge Grenzen gezogen sind. Der Standpunkt des 
deutschen Entwurfes, nämlich principielle Festhaltung der 
Gleichberechtigung aller Miterben, ist am Besten dadurch 
characterisirt, dass er auch bei Geltung des Anerbenrechtes 
nicht a priori ein ausschliessliches Sondererbrecht desselben 
an dem Hofe anerkennt, sondern ihm nur einen obligato- 
rischen Anspruch gegen die Miterben auf Ueberlassung 
des Hofes einräumt. 


Die von dem Entwurfe festgehaltene principielle Auf- 


fassung des Erbrechtes begegnete in der deutschen Juris- 
prudenz vielfacher Kritik. 

Einer der Wortführer der Opposition gegen den Ent- 
wurf ist Gierke, der in seiner ausgezeichneten Kritik des 
Entwurfes und in einem früheren Aufsatze über das An- 
erbenrecht (Schmollers Jahrbuch XIV. Jahrgang) sich prin- 
cipiell als Gegner der abstracten Gleichheitstheorie des 
Entwurfes erklärt. Er sagt: 

„Aus dem Principe der Gerechtigkeit folgt nicht ab- 
stracte Gleichheit, sondern nur das „suum cuique“, das 
Gleiche dem Gleichen, das Ungleiche dem Ungleichen“. 
Er meint, in dem Bauernstande fühlen sich die Familien- 
mitglieder nicht als gleichberechtigte Individuen, vielmehr 
herrsche daselbst das Bewusstsein der Familieneinheit und 
das Gefühl für den der Familie zukommenden socialen 
Beruf vor, mit welchem die abstracte Gleichtheilung im 
Widerspruch steht, daher die Ungleichheit nicht als Un- 
gerechtigkeit empfunden wird. Er verlangt daher, dass 
das Anerbenrecht nicht, wie es der Entwurf thut, landes- 
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gesetzlicher Regelung überlassen werde, sondern bereits 
im Reichsrecht als Sondererbrecht principiell anerkannt 
werde, während er die nähere Ausgestaltung desselben, 
wegen der verschiedenen localen Verhältnisse mehr oder 
weniger der Landesgesetzgebung überwiesen wissen möchte. 

Es obliegt mir nun die Aufgabe, zu prüfen, ob denn 
das mehrerwähnte Anerbenrecht als Princip sowohl, wie 
in seinen positiven Erscheinungsformen in der Gesetzgebung 
mit dem Grundsatze der Gerechtigkeit in seinem eigent- 
lichen Sinne, welcher die Gleichtheilung zur Consequenz. 
hat, im Widerspruch steht. 

Oberflächlich betrachtet mag allerdings die Zuweisung 
des Hofes an einen Anerben, die Anwendung eines billigen 
Massstabes bei der Ermittlung des Werthes des Hofes 
die Gewährung eines Präcipuums an den Anerben als ein 
Verstoss gegen die Anforderungen der Gerechtigkeit er- 
scheinen. 

Bei tieferem Eindringen in das vorliegende Problem 
zeigt sich jedoch, dass alle diese scheinbaren Bevorzu- 
gungen des Anerben mit der Gerechtigkeit sehr wohl in 
Einklang zu bringen sind. Würde die den Miterben ge- 
währte Abfindung nach dem Verkaufswerthe bestimmt und 
den Anerben kein Präcipuum gewährt werden, 8o wäre 
allerdings formell und abstract der Gerechtigkeit Genüge 
geleistet, aber factisch würde durch einen solchen Vorgang 
der Anerbe den Anderen gegenüber in eine wirthschaftlich 
ungünstigere Situation gebracht und die formale Gerech- 
tigkeit würde zu einer factischen Ungerechtigkeit werden. 
Denn wenn der Anerbe die Abfindung nach dem Verkaufs- 
werthe des Grundstückes als Hypothekarschuld auf den 
Hof übernehmen würde, so würde er, da der Ertrag einer 
Grundwirthschaft regelmässig nicht seinem Capitalswerthe 
entspricht, eine verhältnissmässig zu grosse Zinsenverbind- 
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lichkeit auf sich nehmen; dies würde dann zu einer immer 
weitergehenden Verschuldung des Grundstückes führen, 
bis die Ueberschuldung an einen Punkt gelangt ist, wo 
nichts übrig bleibt, als freiwillige oder executive Ver- 
äusserung des ererbten Grund und Bodens, womit der 
Zweck der ganzen Institution des Anerbenrechtes, nämlich 
die Erhaltung eines gesunden Bauernstandes, vereitelt 
würde. — Durch die billige Bewerthung des Hofes und 
durch das Präcipuum wird die Möglichkeit gewährt, den 
Hof auf die Dauer zu erhalten, und hierbei doch der An- 
erbe vor den wirthschaftlichen Gefahren, die mit der Gel- 
tung der formalen Gerechtigkeit verbunden sind, geschützt 
und allen Erben im Endresultat die gleiche Situation er- 
möglicht. | 

Eine unbefangene Betrachtung des Anerbenrechtes 
zeigt uns demnach, dass auch hier das Grundprincip jedes 
modernen Erbrechtes, nämlich das gleiche Recht dem 
Gleichen zum Durchbruch gelangt, ohne dass man seine 
Zuflucht nehmen müsste zu dem gekünstelten und unhalt- 
baren „Suum cuique“ im Sinne Gierkes. 

Wir sind also auf Grund historischer, ethischer, 
uristischer und wirthschaftlicher Erwägungen zu dem Re- 
sultate gelangt, dass nur die consequente und ausnahmlose 
Durchführung der Gleichberechtigung aller Kinder den 
Principien eines modernen Erbrechtes entspricht: Im An- 
erbenrechte ist wohl auch den landwirthschaftlichen In- 
teressen, aber nur innerhalb der durch die Gerechtigkeit 
gezogenen Schranken Rechnung zu tragen. 

Uebrigens muss denjenigen, welche das Verlangen nach 
Einführung des Anerbenrechtes auf die Thatsache der 
Ueberschuldung des bäuerlichen Grundbesitzes gründen 
und diese Ueberschuldung auf die hohen Abfindungen 
welche der Anerbe bei Geltung des formalen Gleichthei- 
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lungsprincipes den Miterben zahlen muss, zurückführen, 
vorgehalten werden, dass es eine statistisch nachgewiesene 
Thatsache ist, dass die allerdings nicht wegzuleugnende 
Ueberschuldung des bäuerlichen Grundbesitzes nur zu 
einem verhältnissmässig kleinen Theile in den Auseinander- 
setzungen bei Erbtheilungen ihren Grund hat, haupt- 
sächlich in anderen Momenten, wie der geringe landwirth- 
schaftliche Credit, die grosse Concurrenz, die mangelhafte 
Organisation des Bauernstandes u. 8. w. 


Wie sehr auch die Rücksicht auf die Erhaltung des 
bäuerlichen Grundbesitzes in’s Gewicht fallen mag, es ist 
doch bei der Regelung des Erbrechtes die einseitige Be- 
tonung der landwirthschaftlichen Interessen zu perhorres- 
ciren; wollte man sich auf den bloss wirthschaftlichen 
Standpunkt stellen, so wäre es das Einfachste, Consequen- 
teste, jeden Antheil der Miterben an der Erbschaft, auch 
den durch Abfindung, auszuschliessen und ein reines 
Majorat oder Minorat einzuführen, ferner die ewige Untheil- 
barkeit des Bauerngrundes zu proclamiren, anstatt sich 
mit dem complicirten und immerhin schwer durchführbaren 
Anerbenrecht, welches von diesem Standpunkte aus sich 
als eine Halbheit präsentirt, zu begnügen. 


Aber heutzutage besteht in keinem modernen Staate 
eine derartige Einrichtung und kann auch naturgemäss 
nicht bestehen, denn eine solche würde mit einem der 
elementarsten Principien der modernen Zeit in Widerspruch 
stehen, mit dem Principe der 


Gerechtigkeit! 


III. Abschnitt. 
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Als es vor einiger Zeit in Japan bekannt wurde, dass 
man daran gehe, das bürgerliche Recht in seiner Gesammt- 
heit zu codificiren, da gab man sich allgemein in der Be- 
völkerung, namentlich in der juristischen Welt der zu- 
versichtlichen Hoffnung hin, dass der Gesetzgeber der ihm 
zugefallenen Aufgabe gerecht werden und bei der Codifi- 
cirung des Erbrechtes das Ueberlebte, Verknöcherte und 
für die veränderten Zeitverhältnisse nicht mehr Passende 
in unseren Rechtseinrichtungen aufheben, durch Aufnahme 
der modernen Rechtsidee entweder auf eine ganz neue 
Grundlage stellen werde, oder wenigstens das überkommene 
Recht in zeitgemässer Weise derart umgestalten werde, 
dass es mit dem übrigen auf moderner Grundlage stehen- 
den Rechtsgebäude in Harmonie stehe. Allein man sah 
sich in dieser Hoffnung bald arg getäuscht. Während auf 
den übrigen Rechtsgebieten die Gesetzgebung eine ganz 
ausserordentliche Empfänglichkeit für europäische Rechts- 
gedanken gezeigt hat und in der Reception derselben 
manchmal viel zu weit gegangen ist, ist sie bei Regelung 
des Intestaterbrechtes ganz und gar auf dem veralteten 
Standpunkte des bisherigen Rechtes stehen geblieben. 

Zweifellos ist unserem Gesetzgeber die Forderung der 
modernen Rechtsidee nach der Geltung des Gerechtigkeits- 
gedankens im Intestaterbrecht nicht unbekannt geblieben, 
sein starres Festhalten an dem alten Intestaterbrecht muss 
daher ganz unbegreiflich erscheinen, wenn wir es nicht 
etwa aus der Besorgniss des Gesetzgebers erklären wollen, 
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dass unsere Gesellschaft für die Aufnahme des individuali- 
stischen modernen Intestaterbrechtes noch nicht gehörig 
vorbereitet sei und daher durch die unvermittelte Recep- 
tion eines solchen Intestaterbrechtes die sociale Ordnung 
gefährdet werden könnte. 

Es entsteht nun die Frage, ob diese Auffassung bei 
dem gegenwärtigen Zustande der Gesellschaft irgend welche 
Begründung hat. 

Unsere heutige Gesellschaft hat jeden Zusammenhang 
mit dem alten Feudalsystem aufgegeben. Ebenso hat die 
Familie aufgehört, der einzige Träger aller Rechtsverhält- 
nisse zu sein, und wurden die Bande, durch welche die 
Individuen an die Familie gebunden und an freier Be- 
wegung behindert waren, vielfach gelockert und zum 
Theile ganz aufgelöst. 

Die Rechtsstellung der Individuen, ihre Rechte und 
Pflichten sind für alle gleich und durch ihre Eigenschaft 
als Bürger des Staates gegeben; ob Jemand ein Erst- 
geborener oder Spätergeborener ist, macht keinen Uhnter- 
schied. Dieser Grundsatz hat gegenwärtig allgemeine 
gesetzliche Anerkennung gefunden. Was das öffentliche 
Recht betrifft, so ist im Gesetze die Aemterfähigkeit, das 
active und passive Wahlrecht etc. allgemein anerkannt, 
ohne dass unter den einzelnen Familienmitgliedern ein 
Unterschied gemacht würde. Dasselbe gilt auch von den 
öffentlichen Pflichten, der Wehrpflicht, der Steuerpflicht etc. 
Im Privatrechte ist die Rechtsfähigkeit für sämmtliche 
Individuen an die gleichen Voraussetzungen geknüpft ohne 
Unterschied des Geschlechts und der Stellung in der 
Familie. Jede grossjährige Person ist, unter den allge- 
meinen gesetzlichen Bedingungen, fähig, Vermögen zu be- 
sitzen, Rechtsgeschäfte abzuschliessen, Verbindlichkeiten 
einzugehen, etc. 
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Aus alledem geht hervor, dass das Gesetz die Abhän- 
gigkeit des Familienmitgliedes von der Familie fast in jeder 
Hinsicht aufgehoben, dem Individuum als solchem eigene 
Rechtspersönlichkeit gewährt und ihn zu einem selbstän- 
digen Factor im Staate gemacht hat. 

Nachdem aber das Gesetz das Individuum zu solcher 
Bedeutung erhoben, hätte es die Consequenz aus diesem 
Schritte ziehen müssen und dem Individuum auch die 
materiellen Voraussetzungen schaffen sollen, die es ihm 
ermöglichen, die ihm zugewiesene Stellung im Staate ent- 
sprechend auszufüllen, d. h. es hätte ihm durch Gewährung 
eines der Gerechtigkeit entsprechenden Intestaterbtheiles 
die Möglichkeit bieten sollen, sich als selbständig thätiges 
und wirthschaftendes Individuum zu erhalten. 

Die Würdigung der mannigfachen für die legislatorische 
Behandlung des Erbrechtes entscheidenden moralischen, 
socialen volkswirthschaftlichen Gesichtspunkte, wie wir sie 
im vorigen Abschnitte näher beleuchtet haben, insbesondere 
aber der Gesichtspunkt der ausgleichenden Gerechtigkeit 
müssen, namentlich wenn man die heutigen Zustände 
Japans, wie ich sie oben geschildert habe, berücksichtigt, 
zur Ueberzeugung führen, dass für Aufrechthaltung des 
alten Majoratserbrechtes keine Nothwendigkeit vorliege, 
vielmehr eine unumgängliche Nothwendigkeit besteht, das 
Intestaterbrecht auf dem Principe der Gleichberechtigung 
neu zu begründen. 

Für das Feudalsystem hatte, wie ich bereits erwähnt, 
das Majoratsrecht noch einen Sinn, für die Gegenwart aber 
muss es als gänzlich unmotivirt und schädlich angesehen 
werden. 

Wenn man vielleicht gegen meine Argumentation, in- 
sofern sie sich auf die sociale Frage bezieht, einwenden 
würde, dass meine diesbezüglichen Bemerkungen gegen- 
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standslos seien, da eine sociale Frage bei uns wegen der 
verhältnissmässigen günstigen Vertheilung der Güter nicht 
besteht, so ist darauf zu erwidern, dass die moderne Ge- 
sellschaftsordnung auch bei der günstigsten Güterverthei- 
lung die Tendenz hat, wirthschaftliche Gegensätze zu 
erzeugen. 


Dies gilt von Japan, wie von jedem modernen Staate, 
darum ist es nothwendig, sich bei Zeiten dagegen vorzu- 
schen und nicht durch eine unzweckmässige Gestaltung 
des Erbrechtes die Herbeiführung der socialen Frage zu 
befördern und zu beschleunigen. 


Allerdings bei einer Classe von Personen wird das 
Princip der formalen Gleichtheilung sich eine kleine Modi- 
fication gefallen lassen müssen, nämlich beim Bauernstande. 


Gründe der landwirthschaftlichen Technik sind es, 
welche hier die Erhaltung des Hofes als eines Ganzen 
und die Einheit der Verfügungsgewalt über denselben er- 
fordern, und darum ist nichts dagegen einzuwenden, viel- 
mehr zu empfehlen, dass für den Bauernstand ein Sonder- 
erbrecht nach Art des im vorigen Abschnitte eingehend 
besprochenen Anerbrechtes, aber natürlich unter prin- 
cigieller Wahrung des obersten Principes der Gerechtig- 
keit eingeführt werde. Aber die Ausnahme zur Regel zu 
machen, das bäuerliche Interesse als Norm für die Rege- 
lung der Verhältnisse der ganzen Bevölkerung hinzustellen, 
muss als ein verhängnissvoller Irrthum der Gesetzgebung 
bezeichnet werden. 


Aufgabe der Gesetzgebung ist es, die Bedürfnisse 
ihrer Zeit zu erfassen, die beobachteten Schäden und 
Uebelstände in der Gesellschaft zu beseitigen, um drohen- 
den Gefahren vorzubeugen; sie soll aber auch der Gesell- 
schaft als Führerin vorangehen und ihr durch zweckmässige 
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Reformen das Ziel weisen, welchem sie in ihrer Entwicke- 
lung zustreben soll. 

Ist nun unser Erbrecht ein solches, von dem man 
sagen könnte, dass es der Zeit ihren Pulsschlag abgelauscht 
hätte, ist es geeignet, den vorhandenen Uebelständen ab- 
zuhelfen, zukünftigen Gefahren vorzubeugen, den Weg zu 
zeigen, welcher die Gesellschaft zu gedeihlichen Zuständen 
führt, oder ist es nicht vielmehr weit hinter der Gegen- 
wart zurückgeblieben? Das zu beurtheilen überlasse ich 
jedem unbefangen Denkenden. 

Ferner muss von einer Codification, die ein grosses 
zusammenhängendes Rechtsgebiet umfasst, erwartet werden, 
dass dieselbe in ihrer Gesammtheit von einem einheitlichen 
Geiste erfüllt sei und dass alle ihre Theile mit einander 
harmoniren. Dies ist ja gerade der Hauptzweck jeder 
Codification. Ist nun diese Harmonie zwischen dem Erb- 
rechte und den übrigen Theilen unserer Codification vor- 
handen? 

Ich bedauere diese Frage verneinen zu müssen. Meine 
früheren Ausführungen über die Stellung, welche dem In- 
dividuum in unserer neuen Rechtsordnung im Allgemeinen 
zugewiesen ist, im Verhältniss zu der Rolle, die cs in 
unserem Erbrechte spielt, überheben mich der Nothwendig- 
keit einer weiteren Begründung meiner Verneinung. 

Aber abgesehen davon, dass unser Erbrecht mit dem 
ganzen Geiste unserer neuen Codification nicht im Ein- 
klange steht, entsteht bei näherer Prüfung des Erbrechtes 
die Frage, ob es nicht in sich selbst Widersprüche aufweist. 

Obzwar unser Gesetzgeber in seinem Intestaterbrecht 
das bisherige Recht, dessen Kern das Majorat ist, ohne 
nennenswerthe Aenderungen recipirt hat, so hat er doch 
in anderen Punkten, die aber mit dem Intestaterbrechte 
in engstem Zusammenhange stehen, dem modernen Rechte 


60 


bedeutende Concessionen gemacht, wohl in der Absicht, 
die Rigorosität seines Standpunktes zu mildern. 


Insbesondere gestattet unser Erbrecht dem Erblasser, 
bis zur Hälfte seines Vermögens frei zu testiren. Diese 
Bestimmung versuchen die Anhänger des neuen Gesetzes 
als Argument zur Widerlegung unserer Ansicht zu benützen. 


Dieselben sagen, dass dem Majorate in seiner vom 
Gesetze recipirten, absoluten Strenge Nachtheile anhaften, 
aber da der Erblasser die Hälfte seines Vermögens seinen 
übrigen Kindern testamentarisch zuwenden kann, so ist 
durch das Gesetz selbst ein Correctiv gegen die Strenge 
des Intestaterbrechts geboten und dem modernen Gerech- 
tigkeitsprincipe Genüge geleistet. Allein dieses Auskunfts- 
mittel kann kaum befriedigen. 


Wenn man annehmen könnte, dass jeder Erblasser von 
der ihm durch das Gesetz gegebenen Möglichkeit zu testiren 
wirklich Gebrauch machen würde, dann wäre diese Ansicht 
allerdings richtig. Indess selbst in Europa, wo die Insti- 
tution des Testamentes seit jeher in Gebrauch ist, werden 
Testamente verhältnissmässig sehr selten gemacht, weshalb 
die Gesetzgebung in Europa mit Recht bisher das Schwer- 
gewicht auf die Intestaterbfolge legte. 


Umsomehr muss dies für Japan gefordert werden, wo 
letztwillige Verfügungen über das Vermögen bisher fast 
gar nicht in Gebrauch waren. Es ist daher von einem 
Erblasser bei uns nicht zu erwarten, dass er für die Zeit 
nach seinem Tode alles gehörig überdenken und ordnen 
werde und in seinem Testamente die Verhältnisse seiner 
Hinterbliebenen bis in alle Einzelheiten regeln werde. Die 
Bestimmung des Gesetzes über die Testirfreiheit des Erb- 
lassers bis zur Hälfte seines Vermögens ist daher eine 
illusorische. 
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Wenn der Gesetzgeber durch die mehrerwähnte Be- 
stimmung über die Testirfreiheit des Erblassers wirklich 
dem Principe der Gleichberechtigung der Kinder im Sinne 
der modernen Rechte sich nähern, d. h. neben dem Majo- 
ratserben auch den übrigen Kindern einen Antheil an dem 
Vermögen des Erblassers einräumen wollte, so wäre es 
doch consequent gewesen, dort wo es eigentlich hingehört, 
nämlich im Intestaterbrecht Ausdruck zu geben. Nach der 
Auffassung der modernen Jurisprudenz, die fast in allen 
modernen Gesetzgebungen zum Ausdruck gebracht wurde, 
beruht alles Erbrecht an dem Vermögen des Verstorbenen 
soweit dasselbe nicht gesetzlich seiner Disposition entzogen 
ist, auf dem Willen des Erblassers. Für den Fall dass der 
Erblasser seinen Willen nicht in der von dem Gesetze 
verlangten Form ausdrücklich erklärt hat, stellt das Gesetz 
in der Intestaterbfolge eine präsumtio juris et de jure 
über den Willen desselben auf, weshalb man die Intestat- 
erbfolge mit Recht ein vermuthetes oder subsidiäres Testa- 
ment nennt. Der Gesetzgeber hätte, von dieser nach 
meiner Ansicht einzig richtigen Auffassung ausgehend, den- 
jenigen Theil des erblasserischen Vermögens, welchen er 
der freien Disposition des Erblassers überliess, nämlich die 
Hälfte desselben, für den Fall, als er über dasselbe nicht 
verfügt, jenen Personen als Intestaterben zuwenden sollen, 
welchen der Erblasser sie vermuthlich zuwenden wollte, 
nämlich allen seinen Kindern ohne Unterschied des Alters, 
da ja mit Grund vermuthet werden muss, dass der Vater 
alle Kinder mit gleicher Liebe umfassend auch sein Ver- 
mögen unter dieselben gleich vertheilt hätte. Dadurch 
wäre dem Majoratsrecht seine die übrigen Kinder ver- 
letzende Spitze genommen, der Widerspruch in unserem 
Erbrecht zum Theile beseitigt und demselben nicht nur 
innere Einheit, sondern auch die Harmonie mit der Ten- 
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denz unserer ganzen neuen Gesetzgebung gegeben worden. 
Mit dieser Beschränkung der Testirfreiheit auf die Hälfte 
des Vermögens hat unser Gesetzgeber den in allen moder- 
nen Erbrechten vorkommenden Gedanken des Notherb- 
rechtes oder Pflichttheilsrechtes sich angeeignet, was ent- 
schieden gebilligt werden muss. Dagegen unterscheidet 
sich unser Notherbrecht von allen modernen dadurch, dass 
es, wie überhaupt unser Intestaterbrecht, nur zu Gunsten 
des einzigen Majoratserben eingeführt ist, während die 
übrigen Kinder, wie von dem gesetzlichen Erbrechte über- 
haupt, so auch von dem Pflichttheilsrechte ausgeschlossen 
sind, — eine sehr bedauerliche, einseitige Bevorzugung 
des Majoratserben. 

Es muss übrigens bezweifelt werden, ob der Zweck 
dieser notherbrechtlichen Bestimmung, nämlich die unver- 
minderte Erhaltung des Pflichttheiles für den Majorats- 
erben, durch das Gesetz gehörig gegen jede Umgehung 
oder Verletzung sicher gestellt ist. Nach $ 385 des Ge- 
setzes sind Schenkungen unter Lebenden an keine Be- 
schränkung hinsichtlich ihres Umfanges gebunden. Dem 
Erblasser ist es daher nicht verwehrt, bei seinen Lebzeiten 
über sein ganzes Vermögen zu verfügen und es zu ver- 
schenken, wodurch das Gesetz bezüglich des Notherbrechtes 
umgangen und illusorisch gemacht. werden kann. Es ist 
unerfindlich, warum der Gesetzgeber hier nicht, wie dies 
in anderen modernen Erbrechten der Fall ist, dafür Sorge 
getragen hat, dass das Pflichttheilsrecht vor jeder Ver- 
kürzung gesichert ist, so dass sich die Frage aufdrängt, 
ob hier nicht ein weiterer Widerspruch im (esetze vor- 
handen sei. 

Noch wäre eine Bestimmung unseres Gesetzes hervor- 
zuheben, die volle Billigung verdient, nämlich jene, welche 
sich auf das Wahlrecht des Erben, hinsichtlich der An- 
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nahme resp. Ablehnung der Erbschaft bezieht. Nach dem 
zur Zeit noch geltenden Rechte ist es, wie ich im vorigen 
Capitel ausgeführt habe, nicht in den freien Willen des 
gesetzlichen Erben gestellt, ob er die Erbschaft annimmt 
oder ablehnt, vielmehr muss der gesetzliche Erbe die Erb- 
schaft antreten, so wie sie ist, so dass er, im Falle der 
Nachlass zur Deckung der Schulden nicht hinreicht, ge- 
zwungen ist, mit seinem eigenen Vermögen für diese Ver- 
bindlichkeiten des Erblassers in vollem Umfange zu haften, 
eine Bestimmung, welche mit der normalen Bedeutung des 
Erbrechtes in seiner modernen Auffassung als einer Zu- 
wendung zu Gunsten des Erben in schroffem Wider- 
spruche steht und von den Juristen einstimmig für unhalt- 
bar erklärt wurde. Das neue Erbrecht hat hier nun 
Wandel geschaffen, indem es dem gesetzlichen Erben, d.h. 
dem Descendenten freistellt, die Erbschaft bedingt, d. h. 
mit der Rechtswohlthat des beneficium inventarii anzu- 
nehmen. Das muss als ein entschiedener Fortschritt gegen 
früher bezeichnet werden. 

Dagegen scheint es auf den ersten Blick nicht recht 
einleuchten zu wollen, warum das Gesetz dem gesetzlichen 
Erben nicht auch, wie anderen Erben das Recht der Ab- 
lehnung der Erbschaft zuspricht, ihn vielmehr zur Annahme, 
mit oder ohne Bedingung zwingt. Indessen findet diese 
Bestimmung doch in unseren historisch überkommenen 
Verhältnissen ihre Begründung und Rechtfertigung. In ihr 
wirkt noch die alte Anschauung von der Familie nach, 
nach welcher der Bestand derselben von dem Vorhanden- 
sein eines Familienhauptes unzertrennlich ist. Daher hat 
das Gesetz an der Annahmepflicht des gesetzlichen Erben 
(d. h. des Descendenten) festgehalten, ob zwar das Erb- 
recht desselben, im Falle der Nachlass durch die Schulden 
des Erblassers erschöpft ist, ohne materiellen Inhalt ist 
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Ueber andere Neuerungen, die unser Gesetz eingeführt, 
z. B. die genaue Präcisirung der Voraussetzungen, unter 
welchen eine Erbfolge auf Grund der Abdication des Haus- 
hauptes eintreten kann, zur Verhütung einer Schädigung 
der Gläubiger, die erweiterte Zulassung des weiblichen 
Geschlechts zur Erbfolge, u. a. m. kann ich hier wohl 
hinweggehen, sie sprechen theils in ihrer Zweckmässigkeit 
für sich selbst, theils betreffen sie nur, mehr oder weniger, 
nebensächliche Punkte. 

Wenn ich nun zum Schlusse, meine früheren Ausfüh- 
rungen zusammenfassend, unser neues Erbrecht characte- 
risiren soll, so glaube ich, es am besten damit thun zu 
können, dass ich dasselbe als ein Zwitterding bezeichne, 
welches seinem Ursprunge nach, zur einen Hälfte auf unser 
einheimisches Recht, zur anderen auf das moderne hin- 
weist, also als ein gemischtes System, wobei nur zu be- 
dauern ist, dass unser japanisches Recht zu diesem ge- 
mischten Systeme gerade jenen Theil geliefert hat, der, 
wie wiederholt ausgeführt, absolut unhaltbar ist, nämlich 
das ganz hinter der Zeit zurückgebliebene Intestaterbrecht. 
Ich brauche wohl kaum zu bemerken, dass ich mir als 
Ideal eines Rechtes nur ein solches vorstellen kann, welches 
in sich geschlossen und von einheitlichem Geiste erfüllt ist, 
und bemerke weiter, dass nach meiner Ueberzeugung die 
gegenwärtigen Verhältnisse in Japan ein solches Erbrecht, 
welches ganz auf moderner Grundlage aufgebaut ist, er- 
fordern. 

Da ich aber kaum hoffen darf, dass mein Wunsch 
nach Schaffung eines Erbrechtes, welches voll und ganz 
auf moderner Basis steht, in absehbarer Zeit in Erfüllung 
gehen werde, so ınöchte ich wenigstens für eine partielle 
Umgestaltung unseres neuen Erbrechtes in jenen Theilen» 
welche am dringendsten eine Reform erheischen, plädiren 
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und zwar müssten in einer solchen Reform nach meiner 
Ansicht nachstehende unerlässliche Postulate ihre Ver- 
wirklichung finden: 

1) Neben dem Majoratserben , welchem sein Vorzugs- 
erbrecht an der Hälfte des Nachlasses verbleibt, ist allen 
Descendenten des Erblassers ein Intestaterbrecht zu ge- 
währen, und zwar in der Weise, dass die der freien testa- 
mentarischen Verfügung des Erblassers überwiesene Hälfte 
des Vermögens in Ermangelung einer letztwilligen Ver- 
fügung über dieselbe allen Kindern des Erblassers (den 
Majoratserben eingeschlossen), zu gleichen Theilen zufällt. 

2) Das Pflichttheilsrecht hat nicht bloss zu Gunsten 
des Majoratserben zu gelten, was das neue Gesetz mit 
Beschränkung der Testirfreiheit des Erblassers auf die 
Hälfte seines Vermögens intendirt, sondern dasselbe soll 
auch zu Gunsten der übrigen Kinder bestehen, so dass 
alle Kinder, resp. Descendenten nach dem Verhältniss ihrer 
Intestaterbtheile an dem gebundenen Theile des Vermögens, 
nämlich der Hälfte betheiligt werden. 

3) Der gleichen Beschränkung, wie letzwillige Ver- 
fügungen, sind auch Schenkungen unter Lebenden zu 
unterwerfen, damit das Notherbrecht gegen eine Umgehung 
durch Schenkungen unter Lebenden geschützt werde. 

Zwar würde die Aufnahme dieser Aenderungen das 
(Gesetz noch keineswegs allen Anforderungen der modernen 
Jurisprudenz entsprechen, immerhin aber würde das Gesetz 
sich damit der Verwirklichung des Gerechtigkeitsprincips 
nähern, es würde den gegenwärtigen Verhältnissen Japans 
entsprechen, und seine Bestimmungen würden nicht nur 
unter sich, sondern mit dem ganzen Systeme unserer 
gegenwärtigen Gesetzgebung mehr in Harmonie stehen, als 
dies nach der neuen Codification der Fall ist. 


Zum Schluss sage ich meinen Lehrern den Herrn Pro- 
fessoren: Brunnenmeister, Demelius, Exner, Hofmann, Lam- 
masch, Maassen, Menger, Siegel, Tomaschek, Ullmann in 
Wien, sowie den Professoren: v. Bar, Detmold, Ehrenberg, 
v. Jhering, Regelsberger, Ziebarth in Göttingen meinen besten 
Dank, insbesondere den Herrn Professoren Menger, Regels- 
berger, Ziebarth für die mir während meiner Studienzeit 
ertheilte Anregung und Unterstützung. 
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